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WAHLGESCHAFT
DATUM: 05.12.2018
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Bundesrat

Nach den Rucktrittsankiindigungen von Johann Schneider-Ammann und Doris Leuthard
nahmen zwar die Ricktrittsspekulationen ein Ende, daflr kurbelten die Medien das
Kandidatenkarussell umso schneller an und lancierten im Vorfeld der Ersatzwahlen in
den Bundesrat fleissig mogliche Nachfolgerinnen und Nachfolger.

Die von vielen Seiten geforderte Doppelvakanz liess zahlreiche Szenarien moglich
erscheinen, klar schien aber, dass mindestens eine Frau in die Landesregierung
einziehen sollte, damit das Gremium nicht nur durch eine Bundesratin - Simonetta
Sommaruga - reprasentiert werde. Die grossten Chancen wurden nicht nur deshalb
Karin Keller-Sutter (fdp, SG) eingerdumt. Die Standeratin (seit 2011) wurde auch als Top-
Favoritin gehandelt, weil sie aus der Ostschweiz stammt, derjenigen Region also, die
seit langerem nicht mehr im Bundesrat vertreten war. Zwar war die St. Gallerin bereits
2010 als Regierungsratin zu Bundesratswahlen angetreten, unterlag damals allerdings
Schneider-Ammann. In der Zwischenzeit hatte sich die Standeréatin in Bern aber einen
Namen gemacht und wurde auch von politischen Gegnern gelobt. Auch die
Parteiprasidentin der FDP, Petra Gossi (fdp, SZ), wurde von den Medien auf den Schild
gehoben, obwohl sie bereits friher bekannt gegeben hatte, nicht als
Bundesratskandidatin zur Verflugung zu stehen. Weitere in den Medien gehandelte FDP-
Kandidatinnen waren Regine Sauter (fdp, ZH), Doris Fiala (fdp, ZH) oder Christa
Markwalder (fdp, BE). Ménnliche Kandidierende schienen es neben der Favoritin Keller-
Sutter, die Anfang Oktober als eine der ersten offiziell ihre Kandidatur bekannt gab,
ebenfalls schwierig zu haben. Zwar wurden Ruedi Noser (fdp, ZH), Martin Schmid (fdp,
GR) oder Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) von den Medien frih ins Spiel gebracht, diese
hatten aber neben der St. Galler Standeratin lediglich eine Rolle als «Winkelried» - sie
opferten sich also selbst, damit ein Zweierticket aufgestellt werden kénnte - wie etwa
das St. Galler-Tagblatt schrieb. Statt Ankindigungen von Kandidaturen kamen denn aus
den Reihen der FDP vielmehr Absagen: Sauter, Schmid, Portmann und Noser - alle
winkten mit dem Verweis auf die ideale Kandidatur von Keller-Sutter ab. Schliesslich
stellten sich neben Keller-Sutter der Schaffhauser Regierungsrat Christian Amsler (SH,
fdp) und Stédnderat Hans Wicki (fdp, NW) zur Verfligung.

Auch bei der CVP wurden einer Frau wund langjahrigen eidgendssischen
Parlamentarierin sehr gute Chancen eingeraumt, Nachfolgerin von Doris Leuthard zu
werden: Viola Amherd (cvp VS). Die Walliserin - seit 2005 in Bern - sei im Parlament
beliebt. Allerdings wurde in den Medien auch ein Rechtsstreit bekannt, in den Amherd
verwickelt sei. Es handle sich dabei freilich nicht um ein Strafverfahren, sondern um
eine zivilrechtliche Auseinandersetzung. Eine Erbengemeinschaft aus Amherd und ihrer
Schwester soll Gber Jahre zu hohe Mietzinsen kassiert haben. Bei den
christlichdemokratischen Ménnern machten die Medien mehr Potenzial aus als bei der
FDP: Weil Karin Keller-Sutter als Kronfavoritin galt, kénnten sich die CVP-Manner wohl
mehr Chancen ausrechnen, so der Tenor. Obwohl auch er schon lange abgesagt hatte,
galt Parteiprasident Gerhard Pfister (cvp, ZG) deshalb vielen als Geheimfavorit. Haufig
genannt wurden auch Stefan Engler (cvp, GR), Daniel Fassler (cvp, Al), Pirmin Bischof
(cvp, SO), Peter Hegglin (cvp, ZG) und Erich Ettlin (cvp, OW). Auch der amtierende
Bundeskanzler Walter Thurnherr wurde - trotz seiner deutlichen Absage - in den
Medien immer wieder als Wunschkandidat bezeichnet. Mit Elisabeth Schneider-
Schneiter (cvp, BL) wurde von der Basler Zeitung eine weitere mogliche
Frauenkandidatur ins Spiel gebracht, die zudem den Vorteil hatte, den Kanton Basel-
Landschaft zu vertreten, der seit 1897 auf eine Vertretung in der Landesregierung warte.
Auch dem St. Galler Regierungsrat Benedikt Wirth (SG, cvp) wurden gute Chancen
eingeraumt. Weil die Ersatzwahl von Doris Leuthard aufgrund des Anciennitéatsprinzips
zuerst stattfinden wuirde, galt Wirth in den Medien zudem als potenzieller Verhinderer
von Karin Keller-Sutter, ware doch eine St. Galler-Doppelvertretung in der
Landesregierung kaum haltbar. Die Urner Zeitung brachte schliesslich die Urner
Regierungsratin Heidi Z'graggen (UR, cvp) ins Spiel, die zu Protokoll gab, dass es wichtig
sei, dass die Zentralschweiz einen Anspruch auf einen Sitz im Bundesrat erhebe. Fruh
machte die CVP zudem klar, dass sie mit mindestens einer Frau auf einem Doppelticket
antreten werde. Mitte Oktober gab Peter Hegglin als erster aus dem Kreis der CVP seine
Kandidatur bekannt. Nur wenige Tage spater warfen auch Heidi Z'graggen und Elisabeth
Schneider-Schneiter ihren Hut in den Ring. Und auch Viola Amherd gab Ende Oktober,
also kurz vor Meldeschluss, bekannt, fir die Nachfolge von Doris Leuthard bereit zu
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sein. Aus dem Rennen nahmen sich hingegen Erich Ettlin und Pirmin Bischof. Und auch
Gerhard Pfister und Bundeskanzler Walter Thurnherr wurden nicht mide, zu betonen,
dass sie nicht zur Verfagung stinden, was von einzelnen Medien prompt kritisiert
wurde. Der Blick mahnte etwa, dass die CVP nicht die besten Kandidierenden aufstellen
wlrde.

Sowohl die FDP als auch die CVP liessen durch die Medien verlauten, dass sie sehr viel
Wert auf die Priifung der Kandidierenden legen wirden. Diese Verlautbarung dréngte
sich insbesondere auch deshalb auf, weil der ehemalige FDP-Bundesratskandidat und
Genfer Regierungsprésident Pierre Maudet (GE, fdp) wegen einiger Ungereimtheiten im
Zusammenhang mit seinem Regierungsmandat in die Schlagzeilen geraten war. Die
Westschweizer Zeitungen Tribune de Genéve und Le Temps schrieben deshalb von
einer eigentlichen «Lex Maudet». Noch einen Schritt weiter ging die CVP, die die
Kandidierenden nicht von einem eigenen Parteigremium prifen lassen wollte, wie dies
die FDP vorsah, sondern von einem externen, aus Juristinnen und Juristen geleiteten
Priforgan.

Die Fraktionen entschieden sich dann am 16. November je fur ein Doppelticket. Die
FDP hob wie erwartet Karin Keller-Sutter zusammen mit Hans Wicki auf den Schild. Wie
wenig umstritten die St. Galler Standeratin war, zeigte der Umstand, dass sie von 41
FDP-Fraktionsmitgliedern im ersten Wahlgang 38 Stimmen erhalten hatte, wie das St.
Galler Tagblatt zu berichten wusste. Fir Wicki sprachen sich 29 FDP-
Parlamentsmitglieder aus, Amsler erhielt 12 Stimmen. Dies zeige deutlich, dass die FDP
die von vielen Seiten proklamierte zuséatzliche Bundesratin aus der eigenen Partei wolle.

Der Entscheid der CVP wurde als eigentlicher Uberraschungscoup gehandelt. Zwar
hatte man mit der Nomination von Viola Amherd gerechnet, aber die Kandidatur von
Heidi Z'graggen hatte niemand erwartet. Die BaZ sprach gar von einer Desavouierung
gegen die bekannteren Hegglin und Schneider-Schneiter. Letztere witterte gar eine
«Verschworung der Berggebiete gegen die Nordwestschweiz». Z'graggen habe bei der
Anhoérung am meisten tUberzeugt und den Favoriten Hegglin schon im ersten Wahlgang
aus dem Rennen geworfen, wie einzelne Fraktionsmitglieder gegentuber den Medien
aussagten. Fraktionsprasident Filippo Lombardi (cvp, TI) wollte allerdings keine Zahlen
publik machen. Das reine Frauenticket der CVP wurde als starkes Signal gewertet, mit
dem der FDP ziemlich der Wind aus den Segeln genommen werde, so der Kommentar
zahlreicher Medien. Statt Uber die Kronfavoritin Keller-Sutter zu schreiben, nahmen
diese nun vielmehr die unbekanntere Heidi Z'graggen in ihren Fokus. Die wie schon bei
der Nachfolge von Didier Burkhalter geplante Roadshow der FDP, mit der man in
diversen Kantonen die Kandidierenden vorstellen wollte, verkam so zu einem
eigentlichen Rohrkrepierer und verbrauchte - ganz im Gegensatz zur Wahl von Ignazio
Cassis vor einem Jahr - kaum mehr Druckerschwérze.

Die «drei Frauen und der Quotenmann», wie der Blick titelte, wurden in der Folge von
allen Medien durchleuchtet. Wéhrend sich die Medienschaffenden und
Kommentatoren bei der FDP einig waren, dass Karin Keller-Sutter praktisch bereits
gewahlt sei, betrachtete man das Rennen bei der CVP als offen im Ausgang. Den Medien
ging es in den darauffolgenden Tagen insbesondere darum, die in Bern noch ziemlich
unbekannte Heidi Z'graggen zu préasentieren. Die Urner Regierungsratin sah sich selber
eher am rechten Fligel ihrer Partei. Sie galt vor allem in der Sozial- und
Migrationspolitik als konservativer, aber auch als wirtschaftsndher als die vor allem
gesellschaftspolitisch eher linker eingeschatzte Viola Amherd. Damit begannen die
Mutmassungen, dass Z'graggen von der SVP allenfalls zur Favoritin gemacht werden
konnte. Weil Z'graggen als Prasidentin der Eidgendssischen Heimatschutzkommission
auch eine «linke Ader» habe, so die Urner Zeitung, kénnte sie allenfalls auch bei links-
grin punkten. Amherd sah sich hingegen immer wieder aufgrund des vor allem von der
Weltwoche befeuerten Rechtsstreits in ein schiefes Licht gerlckt. Aber auch Z'graggen
verfolgte ein Vorfall, der sich an einer Podiumsveranstaltung abgespielt hatte: Sie hatte
einen Zuhorer im Saal als «Depp>» bezeichnet, dies dann aber beharrlich als akustisches
Missverstandnis abgetan.

Die Hearings der verschiedenen Fraktionen nahmen dem Ausgang dann etwas die
Spannung. Schon eine Woche vor den Wahlen gab die SVP die Resultate ihrer
Anhérungen bekannt. Sie unterstitzte zwar mehrheitlich Z'graggen, vor allem die
Bauern in der Volksparteifraktion sprachen sich aber fir Amherd aus, was in den
Medien als steigende Wahlchancen fur die Walliserin interpretiert wurde. Karin Keller-
Sutter erhielt beim Hearing bei der SVP mehr Stimmen als Hans Wicki. Eine
Wahlempfehlung wollte die SVP allerdings intern nicht vorgeben. Bei der FDP-Fraktion,
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die die Hearings einen Tag vor der Bundesratsersatzwahl durchflhrte, gab man zwar
ebenfalls keine Empfehlung ab, die Mehrheit der Mitglieder sprach sich aber fur
Amherd aus, die vor allem mit ihren Dossierkenntnissen Uberzeugen konnte, die bei ihr
als Nationalratin grosser seien als bei der Urner Regierungsratin. Z'graggen sei zwar gut
gewesen, aber Amherd sei besser gewesen, zitierte die NZZ ein Fraktionsmitglied, das
nicht genannt werden wollte. Auch die SP liess verlauten, man habe die Qual der Wahl
zwischen zwei exzellenten Politikerinnen. Bei den Griinen, die ihre Uberlegungen einen
Tag vor den Wahlen bekannt gaben, konnte Z'graggen mit authentisch vorgetragenen
Sorgen um den Klimawandel punkten, aber auch bei ihnen sei Amherd eher im Vorteil,
wie Balthasar Glattli (gp, ZH) zu Protokoll gab. Klarer waren die Stellungnahmen zu den
FDP-Kandidierenden. Die SP sprach sich klar fur Keller-Sutter aus, die zwar deutlich
rechts positioniert, aber sehr offen fir Kompromisse sei. Bei der CVP, die keine
Wahlempfehlung abgeben wollte, durfe die St. Gallerin ebenfalls mit mehr Stimmen
rechnen als Wicki, so ein CVP-Fraktionsmitglied. Die Fraktionen der GLP und der BDP
sprachen sich fur Amherd aus. Ausschlaggebend sei unter anderem auch die offenere
europapolitische Haltung Amherds, gaben Vertreterinnen der beiden Parteien bekannt.
Die beiden kleinen Fraktionen empfahlen zudem Karin Keller-Sutter. In den Medien ging
man einen Tag vor der Wahl davon aus, dass Amherd und Keller-Sutter wohl gewéahlt
wirden. Z'graggen sei zwar politisch nicht so weit von Amherd entfernt, fir Letztere
spreche aber wohl die grossere Erfahrung.

Die «Uberschatzte Show», wie die Basler Zeitung die Wahl im Vorfeld bezeichnete, oder
«die inszenierte Volkswahl», wie die NZZ titelte, sei in den letzten 40 Jahren zu einem
«publikumswirksamen Spektakel geworden». Nicht nur die Medien, sondern auch die
Parteien forcierten den Wettbewerb lange im Vorfeld. Der Wahlakt selber war dann
allerdings alles andere als ein Spektakel.

Zuerst wurden die Verabschiedungen von Doris Leuthard und Johann Schneider-
Ammann vorgenommen. Nationalratsprasidentin Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl) lobte
die Verdienste Leuthards im Volkswirtschaftsdepartement und im UVEK sowie die
«Verbindung ihrer Popularitdt mit einem ausgepragten politischen Instinkt». Die
scheidende CVP-Magistratin sei nicht nur eine «Grand Dame politique», sondern ganz
einfach eine «Grande Dame», die ein Stlck Geschichte mitbestimmt habe. Leuthard
selber rief das Parlament auf, auch in Zukunft auf Konkordanz, Konsens und
Kompromiss zu setzen. Die Schweiz gebe es nur einmal und es lohne sich, fur das
schone Land zu kampfen. Die von 2006 bis 2018 dem Bundesrat angehérende
Aargauerin erhielt zum Abschied stehende Ovationen. Johann Schneider-Ammann -
seit 2010 im Bundesrat - wurde von der Nationalratsprasidentin in ihrer Abschiedsrede
mit dem Namenswechsel des Volkswirtschaftsdepartement (EVD) 2013 in Verbindung
gebracht. Dass aus dem EVD das WBF, das Departement fur Wirtschaft, Bildung und
Forschung geworden sei, zeige, wie sehr dem Berner Magistraten vor allem das duale
Berufsbildungssystem am Herzen gelegen habe. Die Abschiedsrede Schneider-
Ammanns |6ste einige Heiterkeit aus. Sein Lieblingsmdbel sei sicher nicht dieses
Rednerpult. Es seien acht emotionale Jahre gewesen, auch wenn man ihm das nicht
immer angesehen habe. Er winsche sich, dass alle Parlamentsmitglieder den Mut
haben, das Wohl des Landes vor das eigene zu stellen. Auch der scheidende FDP-
Magistrat erhielt stehende Ovationen.

Im Gegensatz zu friheren Jahren sprachen nicht alle Fraktionschefinnen und -chefs im
Vorfeld der einzelnen Wahlgange. Einzig flr die CVP begab sich Filippo Lombardi nach
vorne, um den Zweierticketvorschlag seiner Partei zu prasentieren. Fir viele
Uberraschend stand dann bereits im anschliessenden 1. Wahlgang fest, dass Viola
Amherd neue Bundesratin und Nachfolgerin von Doris Leuthard werden wdirde. Im
Vorfeld war man von mindestens zwei Wahlgdngen ausgegangen. Die Mehrheit des
Parlaments hatte allerdings augenscheinlich keine Lust auf Spielchen. Mit 148 Stimmen
Ubersprang Viola Amherd das absolute Mehr von 121 Stimmen souverdn. Auf Heidi
Z'graggen entfielen 60 der 244 ausgeteilten Wahlzettel. Gerhard Pfister erhielt 17
Stimmen, 15 Stimmen entfielen auf Diverse und 4 Wahlzettel blieben leer. Amherd
erklarte Annahme der Wahl und dankte Heidi Z'graggen fur den fairen Wahlkampf. Sie
sei gerne bereit, sich fur die Zukunft des Landes einzusetzen.

Auch die anschliessende Ersatzwahl fur Johann Schneider-Ammann ging in Rekordzeit
Uber die Bihne. Auch hier ergriff lediglich der Fraktionssprecher der FDP, Beat Walti
(fdp, ZH) das Wort. Auch Karin Keller-Sutter wurde bereits im ersten Wahlgang zur
Magistratin gekurt. Sie erhielt 154 Stimmen, notig gewesen waren 119. Zwar gingen
zahlreiche Stimmen auf Diverse (27) und 6 der 243 eingelangten Wahlzettel blieben leer,
Hans Wicki konnte aber lediglich 56 Parlamentsmitglieder von sich Uberzeugen. Auch
Karin Keller-Sutter erklarte Annahme der Wahl und wies darauf hin, dass damit ein
«dornenvolles Kapitel in der Geschichte der freisinnigen Frauen» beendet werde: Nach
fast dreissigjahriger Absenz dlrfe sie nun als zweite Frau die FDP im Bundesrat
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vertreten.

In den Medien wurden die Bundesratinnen Nummer acht und neun gefeiert. Zwar seien
der Kanton Uri und der Kanton Nidwalden, die neben den Kantonen Jura, Schaffhausen
und Schwyz noch nie einen Bundesrat gestellt haben, erneut leer ausgegangen. Dass die
nationale Exekutive aber wieder mit drei Frauen besetzt werde, sei aus verschiedenen
Griinden eine Z&sur. Erstens durfte die «Konkordanz der Geschlechter» (Tages-
Anzeiger) nun wohl zum Normalfall werden, zweitens seien in der Geschichte der
Schweiz noch nie zwei Bundesratinnen gleichzeitig gewahlt worden und drittens sei es
in den letzten 30 Jahren nur zwei Exekutivmitgliedern gelungen, gleich im ersten
Wahlgang das absolute Mehr zu Uberspringen - Doris Leuthard und Kaspar Villiger. Auf
den Frauen ruhe die Hoffnung und die Wahl wirde wohl auch mehr Frauen flr eine
Kandidatur fur die nationalen Wahlen 2019 motivieren, betonten die Medien. Die
Auffrischung im Bundesrat komme zudem angesichts wichtiger anstehender Probleme
- erwahnt wurden die gescheiterten Abstimmungen zur Altersreform 2020 und zur USR
Il = zum richtigen Moment. Das «unspektakulére Spektakel» (St. Galler Tagblatt) habe
aber auch die momentane Harmonie im Bundeshaus widerspiegelt, was sich auch in der
gleichzeitig stattfindenden Wahl des Bundesprasidenten und der Vizepréasidentin
gezeigt habe. Die Weltwoche hoffte allerdings, dass die Politik nicht so brav werde, wie
im Wahlkampf beschworen. Und die Hoffnung der WoZ war, dass die Frauenwahl
bewirke, dass sich der Bundesrat nun nicht noch weiter nach rechts bewege, sondern
dass es zu einer Aufweichung der Fronten kommen kdnnte.

Fur die Medien gab es nach den Wahlen freilich neue Nahrung fur Spekulationen, ging
es doch nun um die Frage, wer welches Departement Ubernehmen wird. Der wirkliche
Krimi folge erst - so die NZZ. Dartber hinaus wurde spekuliert, dass auch die SVP, die
als einzige Regierungspartei noch nie eine Frau im Bundesrat hatte, wohl jetzt mehr
Nachwuchsarbeit verrichten musse. Die Aargauer Zeitung zitierte Parteistrategen und
Beobachter - ohne freilich Namen zu nennen - die erwarteten, dass Ueli Maurer 2019
zurlicktreten werde und von Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) beerbt werden
wirde. '

Regierungspolitik

Am ersten Tag der ausserordentlichen Session im Mai 2020, die der Bewaltigung der
Corona-Krise gewidmet war, gab Bundesprasidentin Simonetta Sommaruga eine
Erklarung des Bundesrates zur Corona-Pandemie ab. Die Schweiz sei nicht
unverwundbar; ein kleines Virus habe die grossen Grundrechte in Gefahr gebracht, die
der Bundesrat zur Bewaéltigung der Krise habe beschneiden mussen, indem er
Personlichkeits- und Wirtschaftsrechte und die kantonale Hoheit eingeschrankt habe -
sich dabei stets an der von der Bundesverfassung vorgesehenen Verhaltnismassigkeit
orientierend. Die ergriffenen Massnahmen hatten zu vielen Héarteféllen gefuhrt und die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie seien schmerzhaft. Jetzt gelte es, die
Schweiz aus der Krise zu fihren, wobei das Parlament wieder in der Verantwortung sei.
«Unsere starke Demokratie» habe das Virus nicht beschadigen kénnen. Es sei wichtig,
dass das Parlament die Entscheide des Bundesrats hinterfrage, damit man in einem
fruchtbaren Dialog gemeinsame Losungen finde. Sie denke aber auch an die Menschen,
die in der Krise Angehdrige verloren haben und danke allen, die das Land stltzten.

Bei der Fraktionsdebatte (Kategorie llla), die auf die Erklarung folgte, nahmen die
Fraktionssprecherinnen und -sprecher der Fraktionsgrosse nach Stellung zur Krise.
Albert Rosti (svp, BE) und Céline Amaudruz (svp, GE) dankten der Polizei, der Armee und
dem Zivilschutz und kritisierten zuerst die mangelnde Vorbereitung auf die Krise.
Medizinische Mittel, Medikamente und Gerate hatten nur in ungenligender Menge zur
Verflgung gestanden. Mit Besorgnis nehme die SVP zudem die wirtschaftlichen
Schéaden wahr. Man musse die Menschen vor Covid-19, aber auch «vor dem
wirtschaftlichen Untergang» schitzen. Das Notrecht sei aufzuheben und auch im Falle
einer zweiten Welle nicht wieder einzusetzen. Ein zweiter Lockdown musse vermieden
werden, der Bundesrat musse die Krisenvorsorge verbessern und die Grenzkontrollen
aufrechterhalten. Die Wirtschaft musse zudem mit tiefen Steuern, GebUhren und
Abgaben in Fahrt gebracht werden.

Roger Nordmann (sp, VD) bedankte sich im Namen der SP-Fraktion beim Gesundheits-
und Pflegepersonal, dem Verkaufspersonal, den Erziehungs- und Lehrpersonen, den
Chauffeuren und Chauffeusen und der Polizei, die sich der Gefahr einer Covid-
Erkrankung ausgesetzt hatten. Es seien die Menschen mit den haufig am schlechtesten
bezahlten Berufen, die in phédnomenaler Geschwindigkeit Hilfsplane ausgedacht und
umgesetzt hatten. Dank ihnen sei eine Katastrophe vermieden worden. Aber auch dem
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Bundesrat musse Dank ausgesprochen werden. Die SP wehre sich gegen den Versuch,
einen Gegensatz zwischen Gesundheit und Wirtschaft herzustellen. Letzterer kénne es
nur gut gehen, wenn die Pandemie in den Griff gebracht werden koénne. Der
wirtschaftliche Aufschwung misse zudem mit dem Schutz der natirlichen Ressourcen
und dem Ziel einer Korrektur von Ungleichheiten verbunden werden. Weil die Pandemie
global sei, kdnne die Schweiz die Krise nur im Verbund mit Europa angehen und musse
sich als reiches Land solidarisch mit armeren Staaten zeigen.

Im Namen der Mitte-Fraktion sprach Marco Romano (cvp, Tl) den Menschen seinen
Dank aus, die geholfen hatten, die Gesellschaft am Laufen zu halten. Auch der
Bevdlkerung, die sich an die Empfehlungen und die Regeln gehalten habe, gebuihre
Dank. Der Bundesrat musse klarer und transparenter informieren und auf die politische
und soziale Reife des Schweizer Volkes bauen. In unsicheren Zeiten brauche es eine
starke Politik der Mitte und konstruktive Losungen; es brauche nun ein Projekt fur das
ganze Land, um der grossten wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Herausforderung
der letzten Jahrzehnte zu begegnen. Marianne Streiff-Feller (evp, BE) und Martin
Landolt (bdp, GL) - ebenfalls Angehorige der Mitte-Fraktion - dankten dem Bundesrat
fur das wumsichtige Krisenmanagement. Streiff-Feller bat die Regierung, ihre
Besonnenheit beizubehalten, und Landolt betonte, dass es gut sei, dass die Flhrung in
der Situation der Krisenbewaltigung beim Bundesrat liege. Es sei wesentlich einfacher,
zu kommentieren, kritisieren oder zu loben, als die konkreten Entscheide treffen und
Verantwortung Ubernehmen zu mdissen. Das Parlament misse der Versuchung
widerstehen, «sich als Schattenregierung aufzuspielen>.

Fur die Fraktion der Grinen ergriffen Balthasar Glattli (gp, ZH) und Léonore Porchet (gp,
VD) das Wort. Sie betonten die Chancen, die aus einer Krise erwachsen kdnnen. Glattli
schlug etwa vor, mit den Milliarden an Wirtschaftshilfe nicht «die graue Wirtschaft von
gestern» zu unterstitzen, sondern in einen Umbau hin zu einer grinen Wirtschaft zu
investieren. So kénnten etwa die Erfahrungen mit Telearbeit zu einer Reduktion der
Mobilitat genutzt oder die Quartiersolidaritat bewahrt werden. Ausserdem dirfe die
Klimakrise, die andere grosse Krise neben der Pandemie, die im Gegensatz zu Covid
vorhersehbar sei, nicht in Vergessenheit geraten. Glattli sprach sich zudem fur
Massnahmen aus, die das Parlament krisenresistenter und die Verhéaltnismassigkeit von
Notverordnungen rasch Uberprifbar machen. Porchet hob die Leistungen des
Gesundheitspersonals hervor und erklarte, die Grinen forderten mehr Unterstitzung -
etwa ganz konkret in Form eines vierzehnten Monatslohnes.

Beat Walti (fdp, ZH) und Olivier Feller (fdp, VD) sprachen fir die FDP-Fraktion. Walti hob
hervor, dass das Gesundheits- sowie das Wirtschaftssystem auch in dieser
ausserordentlichen Lage gut funktioniert hatten. Es verdiene Anerkennung, dass viele
Menschen innert klrzester Zeit ihr Leben umorganisiert hatten. Bedenklich sei
allerdings, wie wenig Reserven in vielen Bereichen vorhanden seien. Viele Unternehmen
stinden am  wirtschaftlichen Abgrund. Deshalb musse man jetzt die
Rahmenbedingungen so ausgestalten, dass die Innovationskraft der Schweiz gestarkt
und ihre globale Vernetzung verbessert wirden. Man misse den Menschen zudem
Eigenverantwortung zugestehen. Feller betonte, dass es hierfiir eine schnelle Rickkehr
zur Normalitat brauche.

Fur die GLP, die kleinste Fraktion im Parlament, ergriffen Tiana Angelina Moser (glp, ZH),
Jurg Grossen (glp, BE) und Francois Pointet (glp, VD) das Wort. Moser betonte die
einmalige Solidaritat, die sich in der Krise gezeigt habe. Diesem Zusammenhalt sei -
zusammen mit der nicht selbstverstdndlichen finanziellen Stabilitdt und tiefen
Staatsverschuldung - Sorge zu tragen. Die geplanten Eingriffe zur Bewaltigung der Krise
dirften nicht zu einem «Providurium» werden. Die Krise sei auch eine Chance, um
Digitalisierung zu realisieren und klimaschadliche Mobilitat neu auszurichten. Grossen
und Pointet dankten dem Gesamtbundesrat, der konsequent aber mit Augenmass agiert
habe. Freilich mussten die Entscheide aber auch kritisch diskutiert werden, damit man
aus der Krise lernen kénne.

Nachdem Simonetta Sommaruga auf die verschiedenen Beitréage kurz einging - sie
sprach von der selbstverstandlich notwendigen Aufarbeitung der Krise und dem
Stresstest, dem der Foderalismus ausgesetzt gewesen sei, aber auch von den
funktionierenden Wirtschaftsmassnahmen und der Zusammenarbeit mit den
Nachbarstaaten -, wurde sie mit einem bunten Strauss an Fragen von Vertreterinnen
und Vertretern der burgerlichen Parteien, vor allem aber seitens der SVP-Fraktion
torpediert. Nicht so sehr die beschwichtigenden Antworten der Bundesprasidentin,
sondern vielmehr die Fragen selber warfen dabei ein Licht auf die unterschiedlichen
Interessen und Plane der Fraktionen, wie die Krise bewertet und mit welchen
Massnahmen sie Uberwunden werden sollte. So kritisierte etwa Roger Képpel (svp, ZH),
dass die Politik des Bundesrates «zerstérerische Auswirkungen auf Wohlstand und
Gesundheit» héatten; Yvette Estermann (svp, LU) flrchtete sich vor einem Impfzwang;
Thomas Aeschi (svp, ZG) befurchtete die Verlangerung des Notstands bis September;
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Erich von Siebenthal (svp, BE) forderte Massnahmen, damit Gottesdienste wieder
moglich sind; Mike Egger (svp, SG), Erich Hess (svp, BE) und Thomas Hurter (svp, SH)
wollten eine Zusicherung, dass das CO2-Gesetz nicht prioritar behandelt werde; Hans-
Ueli Vogt (svp, ZH) fragte, wann der Bundesrat die ausserordentliche Lage beenden
werde; und Piero Marchesi (svp, Tl) verlangte eine generelle Maskenpflicht. Fragen
kamen auch aus der Mitte-Fraktion - Marco Romano sorgte sich um den Grenzschutz
mit Italien; Benjamin Roduit (cvp, VS) um den «Corona-Graben», also den Umstand,
dass die Romandie und das Tessin starker unter Covid-19 gelitten hatten als die
Deutschschweiz; und Fabio Regazzi (cvp, Tl) um die Situation der Restaurants. Fir die
FDP-Fraktion wollte Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) wissen, ob fir einen neuerlichen
Lockdown andere Massnahmen ergriffen wirden; Christian Wasserfallen (fdp, BE)
interessierte sich fir die Grenzmodalitaten fur die Exportwirtschaft; Rocco Cattaneo
(fdp, TI) fragte nach konkreten Massnahmen fir die Tourismusbranche; und Frédéric
Borloz (fdp, VD) wollte eine Zusicherung, dass der Inldndervorrang nach wie vor Geltung
habe.

Am Nachmittag hielt die Bundespréasidentin ihre Erklarung dann auch im Standerat ab.
Nicht weniger als 20 Rednerinnen und Redner meldeten sich in der kleinen Kammer im
Rahmen einer «Diskussion Uber die Erkldrung» zu Wort. Pirmin Bischof (cvp, SO)
ausserte seine Dankbarkeit, dass das Parlament nun gemeinsam mit dem Bundesrat, der
«sehr gut, schnell und effizient gehandelt» habe, die politische Verantwortung wieder
Ubernehmen kénne. Ruedi Noser (fdp, ZH) stellte die These auf, dass die Politik in einen
«Selbstschutzmodus» verfallen sei und die lIllusion schaffe, dass der Staat fur jeden
Schaden aufkomme. Die Aufgabe der Politik sei es aber, «den Menschen ein gutes,
moglichst selbstbestimmtes Leben in Freiheit, Wohlstand und Wirde zu erméglichen».
Das bedeute aber auch, dass die Gesundheit nicht einziges Ziel staatlichen Handelns
sein durfe und dafur Freiheit, Wohlstand und Selbstbestimmung nicht geopfert werden
durfen. Das Prinzip «Politik senkt Todesraten, indem sie das Leben anhéalt» dirfe nicht
weiter gelten. Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl) erinnerte daran, dass die d&rmsten der
Gesellschaft nicht vernachlassigt werden durften. Zudem habe die Krise gezeigt, dass
ganz viel Solidaritat herrsche, aber auch, dass das Gesundheitssystem gestarkt werden
musse. Insbesondere die Pflegeberufe mussten mehr Anerkennung erhalten. Hannes
Germann (svp, SH) hob das Erfolgsmodell Schweiz hervor. Der Staat habe sich in der
Krise als handlungsfahig erwiesen. Es gelte nun aber, den Ausstieg aus der Krise zu
finden und dabei dieses Erfolgsmodell nicht zu gefahrden. Das «gigantische Hilfspaket>»
schaffe Vertrauen und mache Mut. Es gelte aber, in dieser «Ausgabeneuphorie» Mass
zu halten. Lisa Mazzone (gp, GE) sah im Umstand, dass man Uber die Begrenzung
individueller Freiheiten schockiert gewesen sein, ein Zeichen daflr, wie wichtig diese
fundamentalen Rechte flr die Gesellschaft seien. Die Begrenzung sei aber
gerechtfertigt gewesen, weil ein Gleichgewicht zwischen Freiheit und Sicherheit habe
gefunden werden mussen. Dass der Bundesrat dieses gefunden habe, zeige etwa auch
der Umstand, dass er nicht wie in anderen Landern den totalen Lockdown, sondern nur
ein «semi-confinement» gewéhlt habe. Die Genfer Neo-Stdnderétin wollte in den
kommenden Beratungen vor allem auch an die kranken Personen denken - sie selber
kenne etwa 20 Personen, die an Covid-19 erkrankt seien - und an jene Menschen,
denen auch aufgrund der Krise extreme Armut drohe. Die Folgerednerinnen und
-redner reihten sich in den Dank an den Bundesrat ein und gaben ihrer Freude
Ausdruck, wieder tagen zu dirfen. Auch Alex Kuprecht (svp, SZ) attestierte der
Regierung «Leadership». Hatte das Parlament in der Krise Entscheidungen treffen
mussen, so wéren, «da bin ich mir fast sicher, heute noch kein Darlehen durch Banken,
kein Erwerbsersatz und keine Kurzarbeitsentschadigung geflossen». In den meisten
Ausfuhrungen wurde daran erinnert, dass jetzt grosse Aufgaben auf das Parlament
zukdmen, sowohl was die Fragen der Hilfsmassnahmen flr die Wirtschaft, aber auch
was institutionelle Fragen betreffe. So wies etwa Andrea Caroni (fdp, AR) darauf hin,
dass die Bundesversammlung auf die Gesundheitskrise unzureichend vorbereitet
gewesen sei. Das musse sich andern. «Der Hals-Uber-Kopf-Abbruch der
Frihjahrssession» sei «ein Tiefpunkt in der Parlamentsgeschichte des Landes»
gewesen, befand gar Paul Rechsteiner (sp, SG). Immerhin hatten 32 Mitglieder des
Standerats diese ausserordentliche Session verlangt, um den verfassungsmassigen
Zustand wiederherzustellen. Nicht wenige Rednerinnen und Redner aus dem
blrgerlichen Lager forderten den Bundesrat auch auf, die Massnahmen zu lockern und
eine Ruckkehr zur Normalitat anzustreben.

Am Schluss nahm Bundesprasidentin Sommaruga noch einmal Stellung. Sie sei froh,
dass die Kommissionen davon abgesehen hatten, selber Notrechtsverordnungen zu
erlassen. Der Bundesrat habe von Beginn an einen Mittelweg gewéahlt, was nun in der Tat
erste Lockerungen erlaube. Aber auch hier wolle man nichts Uberstirzen, um eine
zweite Welle zu verhindern. Mit den Offnungsschritten sollten vor allem auch
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Perspektiven geschaffen werden. Zudem gehe es darum, die Verantwortlichkeiten
zwischen Bund und Kantonen zu klaren. Auch eine Neudefinition davon, was kritische
Infrastruktur sei und wie diese aufrecht erhalten werden solle, sei n6tig. Sommaruga
sprach zudem von ihren Erfahrungen, die sie wahrend der Krise «im internationalen
Bereich» gemacht habe. In einer Krise schaue jeder flr sich selber und auch mit Geld
kénne man daran nichts andern. Wichtig seien deshalb gute Beziehungen und gute
Kontakte vor allem zu den Nachbarstaaten. Zum Schluss wies die Bundesprasidentin
darauf hin, dass alle Departemente und die Bundeskanzlei in der Krise viel Arbeit
geleistet und sich dauernd mit grossen und komplexen Fragen beschéaftigt hatten. Es sei
flr den Bundesrat eine enorme Belastung gewesen, die dank der Hilfe der Verwaltung
habe getragen werden kénnen. Der Bundesrat begrisse schliesslich die anstehende und
von vielen Rednerinnen und Rednern geforderte baldige Aufarbeitung der Situation. ?

Parlamentsmandat

Auch 2014 kam es im Parlament zu einigen Mutationen. Insgesamt wurden im
Berichtsjahr elf neue Parlamentsmitglieder vereidigt. Tragisch war dies im Falle beider
Sténderate aus dem Kanton Glarus. Fir den 2013 lberraschend verstorbenen Pankraz
Freitag (fdp, GL) und den 2014 zurlickgetretenen und kurz darauf aufgrund seines
Krebsleidens aus dem Leben geschiedenen This Jenny (svp, GL) wurden in Ersatzwahlen
Thomas Hefti (fdp, GL) und Werner Hésli (svp, GL) als Nachfolger bestimmt (vgl. Kapitel
e, Wahlen). Gleich vier Nationalrate rutschten aus dem Kanton Zirich nach: Christoph
Blocher (svp, ZH) und Hans Kaufmann (svp, ZH) wollten eigentlich jingeren SVP-
Mitgliedern Platz machen, aber Ernst Schibli (svp, ZH; Jahrgang 1952), der 2011 nach 10
Jahren nicht mehr in den Nationalrat gewahlt worden, aber erster Ersatz auf der SVP-
Liste war, entschied sich fur eine Rlckkehr nach Bern. Flr Blocher rutschte dann
freilich der 15 Jahre jingere Thomas Matter (svp, ZH) nach. Markus Hutter (fdp, ZH) trat
zurick, weil er sich seinem Unternehmen widmen wollte. Fir ihn kam Beat Walti (fdp,
ZH) zum Handkuss. Der zweite neue Zircher FDP-Vertreter war Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH). Er wurde Nachfolger von Filippo Leutenegger (fdp, ZH), der in die Zircher
Stadtexekutive gewéahlt wurde. Auch der ehemalige Prasident der FDP, Fulvio Pelli (fdp,
TI) hatte seinen Ricktritt eingereicht und machte Platz fir Giovanni Merlini (fdp, Tl). Der
funfte Abgeordnetenaustausch fur die FDP wurde zwischen Pierre-André Monnard (fdp,
NE) und Laurent Favre (fdp, NE) getatigt. Favre war bei Ersatzwahlen in die Neuenburger
Regierung gewahlt worden. Neben Blocher, Jenny und Kaufmann trat fur die SVP mit
Caspar Baader (svp, BL) ein weiteres Schwergewicht zurlck. Er wurde durch Christian
Miesch (svp, BL) ersetzt. Die SP - Rebecca Ruiz (sp, VD) rutschte fur Josiane Aubert (sp,
VD) nach - und die BDP - mit Heinz Siegenthaler (bdp, BE) fir Ursula Haller (bdp, BE) -
hatten je eine Mutation vorzunehmen. Die 49. Legislatur war damit bis Ende 2014
bereits von 24 Wechseln gepragt. Fast jeder zehnte Sitz im nationalen Parlament wurde
damit ausserhalb der reguldren Wahlen getauscht. *

Eine Studie zeigte 2015 auf, dass die Fraktionsgeschlossenheit in den letzten rund 30
Jahren in der Schweiz auch aufgrund einer Professionalisierung der Parteien
zugenommen hatte. Am deutlichsten haben sich dabei die Polparteien SP und SVP, aber
auch die FDP diszipliniert. Im Vergleich zu anderen westeuropéischen Parlamenten sei
die Fraktionsdisziplin in der Schweiz aber nach wie vor gering.

In den Medien wurde die Studie breit aufgenommen. Das St. Galler Tagblatt wusste zu
berichten, dass die Fraktionen Regeln einflhrten, um die Fraktionsdisziplin zu erhéhen.
Bei der FDP wirden etwa Geschafte als strategisch erklart, was fur die
Fraktionsmitglieder bedeute, dass entweder mit der Mehrheit gestimmt oder sich der
Stimme enthalten werden musse. Auch die CVP und die BDP wirden solche Regeln
kennen, wobei eine Zweidrittelmehrheit (bei der BDP eine einfache Mehrheit)
bestimme, ob ein Geschaft strategisch sei. Bei den Polparteien gebe es keine solche
Regeln, sie stimmten «naturgemass» geschlossener, oder der soziale Druck oder
allenfalls personliche Gesprache mit potenziellen Abweichlern wiirden hier reichen.
Allerdings beschrieb der «Blick» einen Vorfall, bei dem ein SVP-Parlamentarier von
Fraktionschef Adrian Amstutz (BE) im Parlament lautstark in die Schranken gewiesen
worden sei, weil er als einziger anders als die Fraktion abgestimmt habe. Das
Boulevardblatt zitierte einen Passus im Fraktionsreglement der Volkspartei, nach dem
Mitglieder, die den Interessen der SVP zuwiderhandelten, ausgeschlossen wirden. Bei
den Grunen wiederum herrsche der Grundsatz, dass eine abweichende Position
vorgangig transparent gemacht werde, kommentierte die Aargauer Zeitung.
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Mitte Oktober 2017 wertete der «Blick» aus, wie haufig Nationalratinnen und
Nationalrate von der Fraktionsmeinung abweichen. Wenig Uberraschend waren dies
jene Parlamentarierinnen und Parlamentarier, deren Partei zu klein war fir eine eigene
Fraktion. So wies die Analyse Marianne Streiff-Feller (evp, BE; bei 78.5% der
Abstimmungen gleicher Meinung wie die Fraktion) und Maja Ingold (evp, ZH; 80%), die
als EVP-Mitglieder der CVP-Fraktion angehodren, sowie Roberta Pantani (lega, TI; 88.2%),
die sich als Lega-Mitglied der SVP-Fraktion angeschlossen hatte, als héaufigste
Abweichlerinnen aus. Interessanterweise fanden sich unter den Top 10 auch finf FDP-
Mitglieder. Allerdings stimmten Walter Muller (fdp, SG: 89.4%), Hans-Ulrich Bigler (fdp,
ZH; 89.5%), Philippe Nantermod (fdp, VS: 89.9%), Hans-Peter Portmann (fdp, ZH: 91.4%)
und Bruno Pezzatti (fdp, ZG: 91.7%) noch immer bei 9 von 10 Abstimmungen wie die
Mehrheit ihrer Fraktion. Abweichler seien wichtig, so der «Blick», weil mit ihnen
Allianzen Uber die Parteigrenzen hinweg geschmiedet wuirden. Unter den zehn
fraktionstreusten Parlamentsmitgliedern fanden sich je vier GLP-Mitglieder (Tiana
Angelina Moser, ZH: 99.7%; Beat Flach, AG: 99.6%; Thomas Weibel, ZH: 99.5% und
Kathrin Bertschy, BE: 99.5%) sowie fiinf SP-Mitglieder (Martin Naef, ZH: 99.5%; Claudia
Friedl, SG: 99.5%; Martina Munz, SH: 99.4%; Silvia Schenker, BS: 99.4% und Yvonne Feri,
AG: 99.4%). Sie alle stimmten - wie auch Sibel Arslan (basta, BS: 99.4%) von der Fraktion
der Grlinen - in mehr als 99 von 100 Abstimmungen wie die Mehrheit ihrer Fraktionen. *

In der Herbstession diskutierte der Nationalrat die vom Buro-NR ausgearbeitete
Teilrevision des Parlamentsressourcengesetzes. Die Arbeiten gingen auf eine
parlamentarische Initiative von Michael Téngi (gp, LU) zurlck, die fordert, dass
Parlamentsangehérige per Bahn statt mit dem Flugzeug reisen. In der Zwischenzeit
hatte der Bundesrat, angeregt von einer weiteren, allerdings in den Raten abgelehnten
parlamentarischen Initiative Tongi (Pa.lv. 19.408), in einer Verordnung festgelegt, dass
Bundesangestellte nur noch mit dem Flugzeug reisen dirfen, wenn die Reisezeit mit
dem Zug sechs Stunden tberschreitet oder eine zusatzliche Ubernachtung notig ist. Fr
die Revision schlug das Biiro-NR eine analoge Regelung vor - wie Aline Trede (gp, BE) als
Sprecherin des Buros ausfuhrte -, obwohl urspringlich eine Reiseobergrenze von acht
Stunden gefordert worden war. Auf die entsprechenden Nachfragen von Thomas Aeschi
(svp, ZG) und Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) antwortete Aline Trede, dass Brissel in
dieser Vorlage der Knackpunkt gewesen sei, weil die Reise zum EU-Sitz etwas mehr als 6
Stunden mit dem Zug beanspruche. Es gehe aber bei der Vorlage primar darum, sich
bewusst zu werden, dass nicht fir alle Reisen das Flugzeug nétig sei. In der Folge
doppelte Thomas Aeschi nach und rechnete vor, dass nicht nur die Reise nach Brussel,
sondern auch nach Rom, Berlin und Wien mehr als sechs Stunden dauere. Auch der
Passus mit der Ubernachtung zeige, dass man es mit dem Gesetz nicht wirklich ernst
meine und diese Schlupflocher letztlich Verhaltensanderungen bei den
Parlamentsmitgliedern verhindern wirden, weshalb nicht auf die Vorlage eingetreten
werden solle. Dieser Antrag wurde in der Folge mit 114 zu 57 aus der SVP-, der FDP und
der Mitte-Fraktion stammenden Stimmen abgelehnt. Etwas mehr Unterstitzung,
némlich 70 Stimmen wiederum aus den gleichen Fraktionen, erhielt der
Minderheitsantrag Aeschi, der eine grundséatzliche Wahlfreiheit zwischen Bahn- und
Flugreisen lediglich dann vorgesehen hatte, wenn Flige billiger sind als die
entsprechende Reise mit dem Zug. Diskussionslos standen diesem Antrag allerdings 105
Stimmen gegenuber. Die darauffolgende Gesamtabstimmung passierte der Entwurf mit
114 zu 64 Stimmen (5 Enthaltungen). ®

Parlamentsorganisation

Im September préasentierte die NZZ das von Sotomo errechnete Parlamentarierrating
2015. Die ideologische Ausrichtung aller Parlamentsmitglieder wird mit Hilfe paarweiser
Vergleiche aller Parlamentarierinnen und Parlamentarier hinsichtlich ihres
Abstimmungsverhaltens berechnet. Die Skala reicht von -10 (ganz links) bis +10 (ganz
rechts). Die rechte Extremposition wurde im Rating 2015 von Pirmin Schwander (svp, SZ)
und Lukas Reimann (svp, SG) besetzt. Am linken Rand fand sich mit einem Wert von -9.5
Christine Hasler (gp, BE).

Am deutlichsten rechts und zwar ohne Uberschneidung mit anderen Fraktionen stand
die SVP, deren Mitglieder zwischen 6.3 (Jean-Pierre Grin, VD) und 10 positioniert
wurden. Die FDP-Mitglieder schwankten zwischen 1.6 (Christa Markwalder, BE) und 4.1
(Hans-Peter Portmann, ZH) und Uberschnitten sich damit sowohl mit der BDP (0.9:
Rosmarie Quadranti, ZH bis 2.1: Urs Gasche, BE) als auch teilweise mit der CVP, bei der
Gerhard Pfister (ZG) und Ruedi Lustenberger (LU) mit dem Wert von 3.0 den rechten
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und Jacques Neirynck (VD) mit -1.6 den linken Rand abdeckten. Die beiden EVP-
Vertreterinnen, die der CVP-EVP-Fraktion angehéren, waren dabei pointierter links (-
2.8) als der Rest der CVP-Fraktion. Die GLP-Fraktion zeigte sich ziemlich geschlossen
und links der Mitte. Bei den Grlnliberalen wurden die Extreme von Thomas Béhni (TG,
-1.7) und Martin Baumle (ZH, -1.2) eingenommen. In ihrem Gesamtwert von -8.0
deckungsgleich zeigten sich die Grinen und die SP. Wahrend die Genossinnen und
Genossen Extremwerte zwischen -9.1 (Carlo Sommaruga, GE und Susanne Leutenegger
Oberholzer, BL) und -5.7 (Daniel Jositsch, ZH) einnahmen, fanden sich bei den Grinen
Christine Hasler (-.9.5) und Yvonne Gilli (SG, -6.8) an den Fraktionspolen.

Der Median des gesamten Nationalrats lag bei 0.8; das Parlament politisierte also leicht
rechts der Mitte. Die Studie stellte bei der Analyse der gesamten 49. Legislatur
allerdings im Vergleich mit der 48. Legislatur einen Linksrutsch fest. Insbesondere in
der Verkehrs- und Energiepolitik habe Mitte-Links erfolgreich koaliert.

Erstmals konnte aufgrund der neu eingeflihrten elektronischen Stimmanlage auch der
Stdnderat vermessen werden. Insgesamt zeigte sich in der kleinen Kammer eine
wesentlich schwachere Polarisierung als bei der Volksvertretung. Zwar gab es auch im
Standerat Extrempositionen - Robert Cramer (gp, GE) mit -9.6 zur Linken und Peter
Fohn (svp, SZ) mit 9.6 zur Rechten -, die Uberwiegende Mehrheit der Standeratinnen
und Standerate fanden sich aber zwischen den Werten -4 bis +5. ¢

Volksrechte

Der Nationalrat beugte sich in seiner Sondersession im Mai 2021 tUber den Vorschlag
des Bundesrats fir ein obligatorisches Referendum fiir volkerrechtliche Vertrage mit
Verfassungscharakter. Im Gegensatz zum Sténderat wollte eine 18 zu 7-Mehrheit der
SPK-NR nicht auf die Vorlage eintreten. Kommissionssprecherin Greta Gysin (gp, TI) und
Kommissionssprecher Gerhard Pfister (mitte, ZG) machten geltend, dass es keine
befriedigende Definition geben kdnne, mit der festgelegt wird, wann ein Staatsvertrag
dem obligatorischen Referendum unterstellt werden soll und wann nicht. Pfister
pflichtete jedoch Andrea Caroni (fdp, AR), auf dessen Motion (Mo. 15.3557) der
Vorschlag zuriickging, bei, dass es nicht befriedigend sei, wenn einzig das Parlament
bestimme, ob und wann ein Staatsvertrag dem obligatorischen Referendum unterstellt
werden solle. In der Tat stehe ja das obligatorische Staatsvertragsreferendum seit 1977
in der Verfassung, sei aber erst einmal - beim Beitritt der Schweiz zur UNO 1986 - zur
Anwendung gekommen. Selbst die EWR-Abstimmung von 1992 héatte die Bedingungen
nicht erfullt und sei vom Parlament selbst «sui generis» zum obligatorischen
Referendum bestimmt worden. Mit der Volksinitiative «Staatsvertrage vors Volk!» und
dem Gegenvorschlag, auf den das Parlament freilich nicht eingetreten sei, sei
vergeblich versucht worden, Prazisierungen festzulegen, mit denen bestimmt werden
kénne, wann ein Staatsvertrag genug wichtig fur ein obligatorisches Referendum sei -
so Pfister in seinen Ausfuhrungen. Die Mehrheit der Kommission sei zum Schluss
gekommen, dass diese Préazisierung auch mit der vorliegenden Vorlage nicht gelungen
sei - weder in der bundesratlichen Botschaft, noch in den standeratlichen
Préazisierungen. Deshalb beantrage sie, nicht auf die Vorlage einzutreten.

Eine aus SVP-Mitgliedern bestehende Kommissionsminderheit stellte hingegen einen
Eintretensantrag. Die Mitspracherechte flr die Bevdlkerung und die Kantone mussten
gestarkt werden, fihrte Gregor Rutz (svp, ZH) fir diese Minderheit aus. Heute habe eine
Mehrheit der bundesratlichen Bestimmungen ihren Ursprung in internationalen
Vertragen, zu denen die Bevolkerung aber nichts zu sagen habe. Nicht einverstanden
mit dieser Argumentation war Hans-Ueli Vogt (svp, ZH), der in einem schriftlichen
Antrag mit einer anderen Begrundung ebenfalls fur Nichteintreten warb: Wurden
Staatsvertrage mittels obligatorischem Referendum gutgeheissen, erhielten sie in der
Verfassung eine zu starke Position, wodurch ein Vorrang von Verfassungsrecht durch
Staatsvertrage «gegenliber dem rein schweizerischen Verfassungsrecht» geschaffen
wirde.

Die Mehrheit der Fraktionssprecherinnen und -sprecher, die sich in der Folge zu Wort
meldeten, argumentierte, dass es stets ein politischer Entscheid bleibe, ob ein
Staatsvertrag dem obligatorischen Referendum unterstellt werden musse oder nicht.
Dies lasse sich mit juristischen Bestimmungen nicht klaren. Zudem sei der
Handlungsbedarf - wie ja auch die Geschichte zeige - eher klein. Am Schluss der
Debatte verteidigte Justizministerin Karin Keller-Sutter den Handlungsbedarf und
versuchte die vorgeschlagenen Neuerungen zu erklaren. Mit geltendem Recht
unterstiinden Staatsvertrage einzig dann dem obligatorischen Referendum, wenn sie
den Beitritt zu Organisationen fir kollektive Sicherheit oder zu supranationalen
Gemeinschaften vorsehen. Neu solle hingegen Uber alle volkerrechtlichen Vertrage
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obligatorisch abgestimmt werden, die «Bestimmungen von Verfassungsrang» haben.
Was konkret «Verfassungsrang» bedeute, sei in der Tat eine komplexe Auslegungssache.
Die far eine Konkretisierung vorgeschlagenen Elemente «Grundrechte»,
«Blrgerrechte», «politische Rechte», «Verhéltnis von Bund und Kantonen» sowie
«Zustandigkeit des Bundes» und - wie vom Standerat vorgeschlagen - «Zustandigkeit
der Kantone» seien aber gentgend prézise und wirden kaum zu zahlreichen
Abstimmungen, aber eben zu mehr Klarheit flhren. Sie habe Verstéandnis, dass das
Parlament diesen politischen Entscheid selber féllen wolle und der Status Quo, also ein
Referendum «sui generis», durchaus eine pragmatische Losung sein kdnne. Allerdings
sollten die «demokratischen Mitwirkungsrechte von Volk und Stdnden nicht dem
Ermessen des Parlamentes Uberlassen» werden, so die Bundesréatin abschliessend. Ihre
Werbung fur Eintreten auf die Vorlage verhallte allerdings fast ungehort. Wie aus den
einzelnen Fraktionsvoten nicht anders zu erwarten gewesen war, stimmten lediglich 49
Mitglieder der SVP-Fraktion, unterstltzt von Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), fur
Eintreten. Die 140 restlichen anwesenden Nationalratsmitglieder - inklusive Hans-Ueli
Vogt (svp, ZH), Thomas Hurter (svp, SH) und Lars Guggisberg (svp, BE), die ebenfalls
entgegen ihrer Fraktion stimmten - folgten hingegen der Kommissionsmehrheit. ’

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

En vue des élections pour le Conseil national, 377 personnes, dont 145 femmes, se sont
portées candidates dans le canton de Vaud. Représentant un nouveau record (il y en
avait 327 en 2015), ces candidatures étaient réparties sur 24 listes. La part des femmes
sur I'ensemble des candidatures s'est élevée & 38.5 pour cent, contre 34.7 quatre ans
auparavant. Parmi les 18 parlementaires sortant.e.s, 16 ont brigué un nouveau mandat.
En raison de la «prime» aux sortant.e.s, qui leur garantit un avantage en vue d'une
réélection, il ne fallait pas s'attendre & de grands chambardements. Cependant, la
campagne n'a pas manqué de sel, avec notamment la course au 19eéme siege obtenu par
le canton en raison de la croissance de sa population. Ce fauteuil supplémentaire a
évidemment aiguisé l'appétit de plusieurs partis. Lors de la derniere législature, la
délégation vaudoise, troisieme plus importante apres celles de Zurich et Berne,
comptait sept élu.e.s de gauche (cing PS et deux vert.e.s), deux du centre (un PDC et
une verte libérale) et neuf de droite (cing PLR et quatre UDC). Les partis écologistes,
grace a la prépondérance de la question climatique dans le débat public, espéraient se
renforcer, alors que le PDC et I'UDC souhaitaient conserver leurs acquis. Du coté des
mastodontes que sont le PS et le PLR, on révait d'un mandat supplémentaire. En
paralléle, I'objectif était de conserver leurs siéges respectifs au Conseil des Etats.

Le PLR, en plus de ses quatre sortant.e.s Olivier Feller, Frédéric Borloz, Laurent Wehrli
et Isabelle Moret, a présenté la conseillére d'Etat Jacqueline de Quattro pour conserver
ses cing siéges. En effet, Fathi Derder (plr) a souhaité se retirer de la vie politique,
apres deux mandats durant lesquels il s'est battu pour mettre en place une politique de
soutien aux starts-up au niveau fédéral. Malgré cela, il a regretté que la Suisse ne se soit
pas encore dotée d'un programme d'innovation clair. Sur la liste du parti libéral-radical
a aussi figuré le sénateur Olivier Francais, qui faisait face a la concurrence de la gauche
en vue de sa réélection aux Etats. Si tout se passait comme prévu par les stratéges du
parti, les élu.e.s sortant.e.s devaient conserver leur siége, alors que le fauteuil vacant
semblait promis a Jacqueline de Quattro, dont I'élection ne faisait peu de doute en
raison des scores élevés qu'elle a réalisés a plusieurs reprises lors des élections du
gouvernement cantonal.

Chez les socialistes, la 50e législature (2015-2019) a vu le départ de trois élu.e.s en
cours de route. En effet, en 2017, Cesla Amarelle (ps) a quitté le Conseil national pour
reprendre le flambeau d'Anne-Catherine Lyon (ps) au gouvernement cantonal, tandis
que Jean Christophe Schwaab (ps) a quitté son siége sous la coupole en 2017 pour
s'occuper de son fils ainé souffrant de troubles du développement. Enfin, Rebecca Ruiz
(ps) a pris la méme direction que Cesla Amarelle, en remplacant Pierre-Yves Maillard
(ps) au Conseil d'Etat vaudois au début de I'année 2019. Leurs fauteuils sont revenus
aux viennent-ensuite de 2015, Samuel Bendahan (ps), Brigitte Crottaz (ps) et Nicolas
Rochat Fernandez (ps). Pour cette élection, les socialistes avaient comme objectif de
conserver leurs cing mandats, lorgnant méme sur un sixieme siége, comme c'était le
cas entre 2011 et 2015. Leur résultat s'annoncait étroitement lié a la probable
progression de leurs alliés écologistes, susceptibles de marcher sur les plates-bandes
socialistes en cas de bon score. Comme |'a relevé 24Heures, la section vaudoise du
parti a la rose disposait cependant de plusieurs locomotives électorales: Ada Marra,
vice-présidente romande du PS suisse et candidate a la succession de Géraldine Savary
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au Conseil des Etats & coté de sa candidature au national, Roger Nordmann, chef de la
fraction socialiste au Parlement, et Pierre-Yves Maillard, nouveau président de I'Union
syndicale suisse (USS), semblaient capables de mobiliser I'électorat socialiste. Ce
dernier, dont l'accession a la présidence de I'USS I'obligeait & obtenir un siege, avait
déja siégé au national entre 1999 et 2004, avant son entrée au Conseil d'Etat vaudois. ||
a par ailleurs renoncé a viser la chambre haute pour soutenir la candidature féminine
d'Ada Marra.

Du coté des vert.e.s, les auspices étaient favorables, les gréves pour le climat ayant
notamment fait grand bruit au cours de I'année 2019. Alors qu'Adéle Thorens Goumaz
(vert.e.s), ala chambre du peuple depuis 2007, a présenté une double candidature pour
les deux chambres, Daniel Brélaz (vert.e.s) a visé un nouveau mandat au national. La
candidature du premier écologiste mondialement élu dans un parlement national -
c'était en 1979 - a créé des remous au sein de son parti. En effet, certains membres de
la section vaudoise ont souhaité que Brélaz laisse sa place aux plus jeunes, pour
permettre a une nouvelle génération d'émerger. Brélaz a assuré qu'il partirait en cours
de mandat en cas d'élection. Stratégiquement, le retirer de la liste serait revenu a se
priver d'une locomotive électorale. A ses cotés, la secrétaire générale de la fédération
romande des consommateurs (FRC) Sophie Michaud Gigon (vert.e.s) s'est présentée.
Parmi les papables, 24Heures a encore cité Léonore Porchet (vert.e.s), Alberto Mocchi
(vert.e.s) - président de la section cantonale -, et Raphaél Mahaim (vert.e.s), dont les
candidatures devaient permettre aux vert.e.s de récupérer le troisieme siege perdu en
2015. Les plus optimistes se sont méme mis a réver d'un quatriéme siege.

De I'autre coté de I'échiquier politique, la position de I'UDC était jugée fragile par de
nombreux observateurs et observatrices. Alice Glauser-Zufferey (udc), élue entre 2007
et 2011 puis en 2016 suite a l'accession du Guy Parmelin au Conseil fédéral, n'a pas
souhaité briguer un mandat supplémentaire. Aucune candidate n'ayant émergée pour
prendre sa succession, ce sont donc sur des tétes - masculines - connues qu'ont
reposées les ambitions agrariennes de conserver les quatre sieges. Jean-Pierre Grin
(udc) et Michaél Buffat (udc), élus depuis 2007 et 2011, n'avaient pas de souci a se faire
a I'idée de rempiler pour une nouvelle législature, selon 24Heures. Elu en 2015, Jacques
Nicolet (udc) pouvait également légitimement viser une réélection, d'autant plus que le
président de la section cantonale avait réussi a mettre de I'ordre dans les tensions
internes qui ont miné I'UDC vaudoise ces dernieres années, menant notamment a
|'exclusion de Claude-Alain Voiblet. Celui-ci avait collé des affiches électorales
personnelles par-dessus celles de son parti lors de la campagne fédérale de 2015.
Derrieres les sortants, quelques députés au Grand Conseil nourrissaient I'ambition de
passer a I'échelon fédéral.

L'extréme-gauche a elle aussi affiché ses ambitions en vue de |'élection. Le POP a
présenté 19 candidatures, avec comme tétes de liste Anais Timofte, déja candidate au
Conseil d'Etat lors de I'élection complémentaire pour succéder & Pierre-Yves Maillard,
et Bernard Borel. Ensemble a gauche, qui a regroupé sous sa banniere Solidarités,
Décroissance-Alternatives et Solidarité & Ecologie, a présenté une liste compléte de 19
candidatures. Un sous-apparentement a été conclu avec le POP. Celui-ci s'est inscrit
dans la grande alliance de gauche qui comprenait également le PS, les vert.e.s ainsi que
leurs listes jeunes. L'extréme-gauche vaudoise n'était plus représentée a Berne depuis
le départ de Josef Zisyadis en 2011 et espérait donc faire son retour sous la coupole.

Le PDC avait pour but de conserver le siege de Claude Béglé. Ce dernier, élu en 2015 a
la place de Jacques Neirynck (pdc), a - selon la presse = donné durant la législature une
image d'élu isolé, dont I'avis ne pése pas a Berne. Certes, son «esprit libre et franc du
collier» a été apprécié, mais ses voyages diplomatiques «paralleles», selon ses propres
termes, ont fait des vagues durant la campagne. En effet, a la suite d'un voyage privé en
Corée du Nord, le membre de la commission de politique extérieure (CPE) s'est fait
tirer dessus a boulets rouges par la presse: dans des tweets, il avait fait I'éloge du
régime de Kim Jong-Un, saluant un systéme qui fonctionne «bien mieux qu'on pourrait
I'imaginer», avec de bas salaires certes, mais ou «tout est fourni gratuitement par
I'Etat»>. Alors que son parti s'est distancé de ses propos, son comportement n'a pas plu
parmi ses pairs. Le conseiller national genevois Carlo Sommaruga (ps) lui a notamment
reproché de «profiter de son statut de parlementaire pour voyager et exister dans les
meédias, sans prendre aucune distance avec ce qu'il voit». Cette polémique n'a pas
arrangé les affaires du PDC vaudois, déja en perte de vitesse ces dernieres années. Le
parti n'est plus représenté que par un député au Grand Conseil, contre quatre lors de
la Iégislature précédente. Pour garder sa place a Berne, il a compté sur une alliance des
partis du centre avec le PBD, le PEV et I'UDF. En revanche, le parti vert'libéral n'a pas
souhaité s'associer aux démocrates-chrétiens. Les vert'libéraux se sont alliés au Parti
Pirate. Espérant bénéficier d'une vague verte, le parti a visé un deuxieme siege. Seule
élue verte libérale romande lors de la derniere |égislature, Isabelle Chevalley, figure de
proue du parti, avait bon espoir de recevoir du soutien pour mettre en avant une
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transition écologique qui se fait main dans la main avec |'économie. Ce point
constituait le coeur du programme du parti vert'libéral, qui a indiqué compter sur une
politique d'incitation et sur I'innovation pour résoudre le défi climatique.

Dans le grand jeu des alliances, le PLR a exclu tout accord avec les vert'libéraux, trop a
gauche selon lui. Entre I'UDC et le PLR, les strateges étaient conscients qu'un accord
aurait augmenté les possibilités de conquérir un siege supplémentaire. Cependant, les
positions de deux partis divergeaient fondamentalement sur la direction a prendre
quant aux relations avec I'UE. L'accord-cadre, un des themes les plus discutés durant la
campagne, était soutenu par le PLR, alors que I'UDC le rejetait. Finalement, la droite
s'est donc lancée en ordre dispersé dans la bataille.

De maniere générale, le théme au centre des discussions durant la campagne a été
celui du climat. Tous les partis s'en sont emparé, y compris I'UDC, qui a souligné
I'importance de défendre la production alimentaire locale. Le parti agrarien a critiqué
les taxes, «seules solutions concrétes proposées par les autres partis, qui remplissent
les caisses de I'Etat sans incidence sur I'environnement». Dans le camp opposé, la
gauche radicale a émis le souhait d'atteindre la neutralité carbone d'ici a 2030. Ses
objectifs principaux étaient d'une part la «justice climatique» et d'autre part I'égalité
«pour tous», avec notamment la volonté de rendre les transports publics gratuits.
Concernant les budgets, le PLR (CHF 400'000) et le PS (CHF 294'000) sont les partis
ayant alloués le plus de fonds a la campagne. Suivaient les vert.e.s avec CHF 220'000,
|'UDC avec CHF 150'000 et le parti vert'libéral avec CHF 86'000.

Avec une participation de 41.4 pour cent (42.9% en 2015), les partis écologistes ont été
les grands vainqueurs du dimanche électoral. Les vert.es et les vert'libéraux ont doublé
leur députation, décrochant respectivement 4 et 2 sieges. Cette progression s'est faite
au profit de I'UDC, qui est passé de quatre a trois fauteuils, et surtout du PDC, qui n'a
pas décroché de mandat. Le PLR et le PS ont conservé leurs cing sieges.

Pour étre précis, la plus forte progression est & mettre au crédit des vert.e.s, qui ont
récolté 19.7 pour cent des voix (+8.4 points de pourcentage (pp) par rapport a 2015).
Adéle Thorens Goumaz (47'674 voix), Daniel Brélaz (37'667 voix), Sophie Michaud Gigon
(32'205 voix) et Léonore Porchet (30'860 voix) ont gagné un ticket pour Berne. Avec
|'élection de Thorens Goumaz a la chambre haute, Valentine Python a finalement
accédé au Conseil national en tant que premiére viennent-ensuite (30'314 voix). Cette
derniére a symbolisé & merveille le succes des écologistes: novice en politique et
climatologue de profession, son élection était révélatrice d'un électorat a la recherche
«de compétences scientifiques pour répondre aux préoccupations sur I'avenir de la
planéte», selon 24Heures. Avec une députation passant de 7 & 9 élu.e.s, la gauche a
globalement été a la féte. Malgré une légére régression, le PS a recueilli 20.4 pour cent
des suffrages (-1.8pp). Ada Marra (49'953 voix), Roger Nordmann (45'649 voix), Samuel
Bendahan (37'923 voix) et Brigitte Crottaz (37'755 voix) ont conservé leur siege, alors
que Pierre-Yves Maillard a caracolé en téte des suffrages. Le poids-lourd de la politique
vaudoise a été le candidat le mieux élu, avec 59'514 voix. Nicolas Rochat Fernandez
(31'050 voix) a fait les frais de I'élection de Maillard, ne conservant pas le siege qu'il aura
occupé pendant deux sessions seulement. Avec 4.1 pour cent des suffrages (+1.2pp), la
gauche de la gauche a apporté sa pierre a |'édifice mais n'a pas été récompensée par
un siége.

En obtenant 8.3 pour cent des voix, le PVL a plus que doublé son score de 2015, qui
était de 3.9 pour cent (+4.4pp). Son allié, le parti pirate, a engrangé 0.8 pour cent des
voix. Ce résultat historique a donné le droit au président de la section cantonale
Francois Pointet (13'390 voix) de rejoindre sa camarade Isabelle Chevalley (26'488 voix)
dans les travées du parlement. Le PDC a fait les frais de la progression de son
concurrent du centre. Son score - 2.4 pour cent (-2.2pp) - n'a pas suffi & conserver le
siege de Claude Béglé, malgré I'apport, certes minime, du PEV (1.3%), du PBD (0.4%) et
de I'UDF (0.3%). Béglé a sans doute payé ses propos sur la Corée du Nord. En effet, il
n'a récolté que 5'459 bulletins, contre 12'367 en 2015. Comme pronostiqué dans la
presse, I'UDC a également souffert en n'obtenant que 17.4 pour cent des suffrages (-
5.2pp). Dépassé par les vert.e.s, le parti agrarien a di abandonner un siége. Les sortants
Jean-Pierre Grin (35'966 voix), Jacques Nicolet (33'537 voix) et Michaél Buffat (31'677
voix) ont été réélus. Enfin, le parti libéral-radical est resté le premier parti du canton.
En récoltant 23.3 pour cent des suffrages, il a néanmoins enregistré un recul de 3.5pp
par rapport a 2015. Cela ne lui a pas porté préjudice, puisqu'il a conservé ses cing
sieges. Olivier Francais a recu le plus de voix (50'328), mais comme celui-ci a ensuite
été élu au Conseil des Etats, ce sont Isabelle Moret (48'664 voix), Olivier Feller (46'542
voix), Jacqueline de Quattro (44'996 voix), Frédéric Borloz (40'962 voix) et Laurent
Wehrli (40'339 voix), en tant que premier viennent-ensuite, qui siégeront a la chambre
du peuple. Suite a son élection, Jacqueline de Quattro a comme prévu quitté le Conseil
d'Etat, ce qui a donné lieu & une élection complémentaire.
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En résumé, la députation vaudoise pour la 51éme législature se compose de 5 PLR, 5 PS,
4 vert.e.s, 3 UDC et 2 vert'libéraux. 11 hommes et 8 femmes ont été élu.e.s par la
population vaudoise.

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Das Abkommen iiber die grenziiberschreitende Zusammenarbeit, das Eurodac-
Protokoll, das Abkommen mit den USA iiber die Verhinderung und Bekampfung
schwerer Straftaten und der Verpflichtungskredit fiir die Umsetzung des Programms
Priim Plus gelangten in der Herbstsession 2021 mit der einstimmigen Unterstltzung der
SIK-NR in den Nationalrat. Kommissionssprecherin Graf-Litscher (sp, TG) sah in der
vereinfachten polizeilichen Zusammenarbeit im Rahmen des Primer Abkommens
grosse Vorteile, weil dadurch bei Abfragen von DNA-Profilen und Fingerabdruckdaten
ein automatisierter Abgleich mit anderen nationalen europaischen Datenbanken
gleichzeitig moglich werde. Sie warnte zudem vor negativen Auswirkungen einer
Nichtteilnahme der Schweiz und wies darauf hin, dass Kriminalitdt ein
grenzubergreifendes Problem sei, welches eine internationale Zusammenarbeit
notwendig mache. |hr Kommissionskollege Pointet (glp, VD) erklarte, dass das
Abkommen mit den USA die gleiche Thematik behandle und daher mit den gleichen
Vorteilen einhergehe. Da alle Fraktionen die Verbesserung der internationalen
Polizeizusammenarbeit begrissten, stand den Vorlagen wie schon im Stéanderat nichts
im Weg. Alle drei Bundesbeschlisse wurden von der grossen Kammer einstimmig
angenommen.

In den Schlussabstimmungen wenige Tage spater bestatigten die Rate die deutlichen
Ergebnisse aus den Ratsdebatten. Das Abkommen mit den Vereinigten Staaten wurde
vom Nationalrat mit 194 zu 1 Stimme (bei 1 Enthaltung) und vom Sténderat einstimmig
angenommen. Das Abkommen zur Primer Zusammenarbeit nahm der Nationalrat mit
191 zu 1 Stimme (bei 3 Enthaltungen) an, im Stdnderat war das Ergebnis wiederum
einstimmig. Zum Verpflichtungskredit war keine Schlussabstimmung notig. ?

Beziehungen zur EU

In der Herbstsession 2019 gelangte das Geschaft zur Genehmigung der Beteiligung an
der Europadischen Agentur fiir das Betriebsmanagement von IT-Grosssystemen in den
Nationalrat. Die EU-Lisa ist fur den Betrieb und die Weiterentwicklung zahlreicher
zentraler Systeme des Schengenraums verantwortlich. Dazu gehdren unter anderem das
SIS, das Visa-Informationssysstem, die Fingerabdruck-Datenbank Eurodac und das Ein-
und Ausreisesystem (EES). Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), der Sprecher der APK-NR,
wies darauf hin, dass die Schweiz seit 2012 als Beobachterin der Agentur an sémtlichen
Projekten der EU-Lisa beteiligt sei und das Parlament der EU-Verordnung zur
Errichtung der Agentur bereits zugestimmt habe. Geméss der vorliegenden
Vereinbarung solle die Schweiz sich zukunftig vollstandig daran beteiligen und sich mit
begrenztem Stimmrecht gleichberechtigt mit den EU-Mitgliedsstaaten engagieren
konnen. Die Beteiligungskosten wirden flr die Schweiz wie bis anhin CHF 7-8 Mio.
betragen, so Portmann weiter. Eine Kommissionsminderheit Estermann (svp, LU) hatte
einen Nichteintretensantrag gestellt, obwohl man sich, so Estermann, der Vorteile des
Abkommens bewusst sei. Jedoch sei die SVP-Delegation der Meinung, dass man keine
weiteren Zahlungen an die EU leisten solle, solange man von dieser in verschiedener
Hinsicht diskriminiert werde. Dieses Verhalten wurde von den anderen Ratsmitgliedern
nicht goutiert. Walter Muller (fdp, SG) etwa befand das Ablehnen eines nach langer
Verhandlung erarbeiteten Resultats fir nicht konstruktiv. Der Rat beschloss mit 132 zu
51 Stimmen (bei 2 Enthaltungen), auf das Geschéft einzutreten, wobei nur Mitglieder der
SVP-Fraktion dagegen stimmten, und nahm es kurz darauf mit 133 zu 49 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Auch in der Schlussabstimmung drei Tage spéater fiel das Ergebnis im
Nationalrat mit 138 zu 52 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) eindeutig und im St&nderat gar
einstimmig aus. ©
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Im Oktober 2019 befasste sich die FK-NR mit dem Verpflichtungskredit zur
Weiterentwicklung des Schengen/Dublin-Besitzstands. Sie sprach sich flir den
Verpflichtungskredit aus, sofern die APK-NR die Schweizer Teilnahme an
Schengen/Dublin weiterhin fir unumgéanglich halte. Die APK des Nationalrats beriet im
November 2019 Uber die Botschaft des Bundesrats. Ein Antrag auf Sistierung des
Geschafts bis zur Klarung des institutionellen Abkommens und dessen Kosten, lehnte
die Kommission mit 17 zu 8 Stimmen ab und nahm stattdessen die Vorlage in der
Gesamtabstimmung mit der gleichen Stimmenzahl an. Sie fligte dieser jedoch eine
Klausel hinzu, geméass welcher der Kredit erst freigegeben werden kann, wenn das
Parlament die gesetzlichen Grundlagen - vor allem im Bereich des Datenschutzes -
dafuir beschlossen hat.

Das Geschaft gelangte in der Wintersession in den Nationalrat, wo sich eine SVP-
Ratsminderheit um Nationalrat Blchel (svp, SG) fur die Sistierung des Kredits einsetzte.
Bis die offenen Fragen zum institutionellen Abkommen mit der EU geklart und die
hohen Kosten lUberdacht seien, solle man die Kreditvergabe verschieben. Diese Haltung
stiess bei den Vertreterinnen und Vertretern der anderen Parteien auf wenig Resonanz.
Nationalratin  Schneider-Schneiter (cvp, BL) befand es fir notwendig, die
Informationssysteme auszubauen, und warf den Gegnerinnen und Gegnern der Vorlage
vor, nicht wirklich Interesse an einer geregelten Migration und an einem effizienten
Asylverfahren zu haben. Selbst Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) nahm sich in seiner Kritik
an der SVP-Fraktion nicht zurlck und zeigte sich irritiert, dass die ansonsten
«befreundete» SVP-Fraktion den Nutzen von Schengen/Dublin in den Bereichen
Tourismus und Migration nicht erkenne. Dartber hinaus warf er ihr vor,
Falschinformationen zu verbreiten. Denn das Rahmenabkommen sei vertraglich
unabhéngig von Schengen/Dublin. Der fragliche Kredit stelle einen weiteren Vollzug
bereits getroffener Entscheide zur Weiterentwicklung der Informationssysteme dar.
Konsequenterweise musse der Nationalrat diesen also annehmen.

Die Minderheit erhielt fur ihren Sistierungsantrag Uber die eigene Fraktionsgrenze
hinaus keine Unterstiitzung und blieb mit 55 zu 138 Stimmen (bei zwei Enthaltungen)
chancenlos. Mit 137 zu 6 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) folgte der Nationalrat
schliesslich der Empfehlung seiner aussenpolitischen Kommission und Ubernahm dabei
auch die vorgeschlagene Anderung. "

Im August 2021 brachte der Bundesrat mit der vorgeschlagenen Anpassung der
Bundesbeschliisse iiber den zweiten Schweizer Beitrag an ausgewahlte EU-
Mitgliedstaaten Bewegung in die Diskussionen um den seit 2019 eingefrorenen Beitrag
in Héhe von CHF 1302 Mio. (inklusive CHF 65 Mio. Eigenaufwand der Bundesverwaltung).
Nach der Aberkennung der Borsenaquivalenz durch die EU hatten sich die beiden Rate
daflr ausgesprochen, die Auszahlung des Beitrags zu blockieren, bis vonseiten der EU
keine diskriminierenden Massnahmen mehr in Kraft seien. In seiner Botschaft liess der
Bundesrat jedoch verlauten, dass man nach dem Abbruch der Verhandlungen tber das
institutionelle Rahmenabkommen den bilateralen Weg fortfihren und daher den
Schweizer Beitrag «ohne europapolitische Bedingungen>» freigeben wolle. Die Freigabe
wirde auch beweisen, dass die Schweiz eine verlassliche Partnerin bleibe, erklarte der
Bundesrat. Daflr misse das Parlament die Bundesbeschlisse zu den Rahmenkrediten
Kohasion (CHF 1047 Mio.) und Migration (CHF 190 Mio.) méglichst bald - vorzugsweise
noch in der Herbstsession 2021 - freigeben. Der Bundesrat wolle durch diesen Schritt
den Beziehungen zur EU neue Impulse verleihen und Fortschritte in weiteren Dossiers
ermoglichen, beispielsweise bei der Weiterfihrung der Assoziierung an das
Forschungsprogramm Horizon Europe. Zudem sei eine rasche Freigabe des
Rahmenkredits wichtig, weil dessen gesetzliche Grundlage bis Ende 2024 befristet sei.
Basierend auf den Erfahrungen des ersten Beitrags schatzte der Bundesrat, dass die
Verpflichtung der Mittel ungefahr drei Jahre brauche, weshalb eine spatere Freigabe
die Vollstandigkeit der Verpflichtung bedrohe. Fir die Umsetzung der Auszahlung plane
man zudem ein MoU zu vereinbaren, um eine Grundlage fur den Abschluss der
bilateralen Umsetzungsabkommen mit den Empféngerstaaten zu schaffen.

Die AZ gab tags darauf zu bedenken, dass der Zeitplan des Bundesrats illusorisch sei, da
sich der Stéanderat erst am letzten Sessionstag mit dem Geschaft auseinandersetze,
weshalb es erst in der Wintersession in den Nationalrat gelangen kénne. Zahlreiche
Parlamentarier und Parlamentarierinnen &dusserten sich gegenuber den Medien zwar
wohlwollend zu den Planen des Bundesrats, zeigten gegenlber dem zeitlichen Dréangen
jedoch wenig Verstandnis. Standerat Wirth (mitte, SG) meinte, dass eine Abweichung
von der Verfahrensordnung vom Bundesrat begrindet werden miusse. Auch
Standeratsprasident Kuprecht (svp, SZ) teilte mit, dass das Stadnderatsbiro ein
dringliches Verfahren fir unndtig erachte. Ahnlich klang es vonseiten der Mitte, bei der
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Parteiprasident Pfister (mitte, ZG) den Entscheid der EU-Kommission zur zukinftigen
Schweiz-Politik abwarten wollte, wie die NZZ berichtete. Die FDP-Fraktion unterstutzte
zwar die Absichten des Bundesrats, liess jedoch auch Kritik an dessen Kurs anklingen.
Nationalrat Portmann (fdp, ZH) verlangte Vorschlédge fur das weitere Vorgehen zur
Entspannung der Beziehung Schweiz-EU. Auch sein Parteikollege Damian Mdller (fdp,
LU) erwartete, dass der Bundesrat zuerst aufzeige, welche Ziele mit der EU angestrebt
werden und wie eine Gesamtstrategie aussehen solle. ™

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im Dezember 2019 publizierte der Bundesrat seine Botschaft zum Abkommen mit dem
Vereinigten Konigreich von Grossbritannien und Nordirland, welches als Teil der «Mind
the Gap-Strategie» die bestehenden Rechte der Biirgerinnen und Biirger nach dem
Brexit sichern soll. Das vorliegende Abkommen solle die geltende Rechtslage im
Migrationsbereich nach dem Austritt des Vereinigten Konigreichs aus der EU ersetzen,
so der Bericht. Es gilt nur fir jene Personen, welche sich im Rahmen des bereits
bestehenden FZA in Grossbritannien oder der Schweiz aufhalten. Personen, welche erst
nach dem Wegfall des FZA in eines der beiden Lander einreisen, werden einem
anderen, noch zu verhandelnden Abkommen, unterstellt. Das vorliegende Abkommen
umfasst laut Bundesrat die erworbenen Rechte im Bereich der Freizligigkeit (Anhang |
FZA), die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (Anhang Il FZA) und die
gegenseitige Anerkennung von Berufsqualifikationen (Anhang Il FZA). Grundsatzlich
wurden die geltenden Rechte der Bilrgerinnen und Birger im neuen Abkommen
Ubernommen, in einigen Punkte falle es jedoch etwas restriktiver aus.

Die einstimmige Annahme der Vorlage durch die APK-NR im Februar 2020 begrindete
Kommissionssprecher Portmann (fdp, ZH) mit dem Ausblick auf einen weiterhin
«freundschaftlichen, pragmatischen und prosperierenden» Wirtschaftsaustausch.
Selbst die SVP-Fraktion unterstitzte das Abkommen, denn solange das FZA zwischen
der Schweiz und der EU gelte, sollten auch die Rahmenbedingungen des
Personenverkehrs zwischen der Schweiz und Grossbritannien gleich geregelt werden,
argumentierte Franz Griter (svp, LU). Mit 194 Stimmen nahm der Nationalrat den
Entwurf in der Sommersession 2020 daher einstimmig an.

Die APK-NR verlangte in einer Motion im Juni 2021 einen verstarkten Fokus der Schweiz
auf die Forderung der Menschenrechte in China in der China-Strategie des Bundes.
Laut Kommission sei der institutionalisierte Menschenrechtsdialog mit China nicht
wirkungsvoll genug, nicht zuletzt, weil er von China seit Jahren ausgesetzt werde.
Chinesische Akteure aus der Zivilgesellschaft hatten mehr Einfluss auf den
innerchinesischen Diskurs als externe Parteien, weshalb deren Handeln gestéarkt werden
solle. Zudem hielt die Kommission fest, dass in China tatige Schweizer Firmen ein
Kompetenzmanko im Bereich der Menschenrechte aufwiesen, welches es zu beseitigen
gelte. Die Kommission forderte deswegen Konkretisierungen hinsichtlich des
bilateralen Menschenrechtsdialogs mit China, der von einer konsequenten
Thematisierung der Menschenrechtsanliegen bei allen bilateralen und multilateralen
Treffen und Gespréachen abgeldst werden solle. Zudem misse man in schweizerischen
Vertretungen in China die Fachkompetenz im Bereich der Menschenrechte mittels
personeller Ressourcen ausbauen. Ebenjene Vertretungen sollten zudem ihre
Unterstltzung flr chinesische zivilgesellschaftliche Menschenrechtsaktivistinnen und
-aktivisten ausbauen, auf ihren Kommunikationskanalen auf die universellen
Menschenrechte hinweisen und eine Beratungsstelle fir Schweizer Firmen einrichten,
damit diese bei samtlichen Aspekten der Wertschopfungskette in China die
Menschenrechtskonformitat besser wahren kénnten. Eine Kommissionsminderheit
Portmann (fdp, ZH) lehnte die Motion ab.

Der Bundesrat beantragte die Motion ebenfalls zur Ablehnung und begrindete seine
Haltung damit, dass er in der China-Strategie die Thematisierung der Menschenrechte
auf verschiedenen Kanélen bereits vorgesehen habe. Auch die Stérkung von China-
spezifischen Kompetenzen, unter anderem in den Auslandsvertretungen, sei in der
Strategie enthalten. Man setze sich im Rahmen der Leitlinien «Menschenrechte 2021~
24> fur den Schutz von Personen in China ein, welche sich fur Menschenrechte
engagieren. Schliesslich erklérte der Bundesrat in seiner Stellungnahme, dass Schweizer
Unternehmen in China bereits durch Schweizer Vertretungen sowie durch das SECO
und das EDA auf die menschenrechtliche Sorgfaltsprifung hingewiesen wirden. *
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Im Juni 2021 hatte die APK-NR das Postulat «Verbesserungen der Beziehungen mit
Taiwan>» eingereicht. Der Vorstoss forderte vom Bundesrat einen Bericht, der aufzeigen
soll, in welchen Bereichen von Wirtschaft, Politik, Wissenschaft und Kultur die
Beziehungen zu Taiwan vertieft werden kdnnten. In seiner Stellungnahme machte der
Bundesrat klar, dass die Schweiz eine Ein-China-Politik verfolge und daher Taiwan nicht
als eigenstandigen Staat anerkenne. Daher gebe es auch keine Moglichkeit, die
politischen Beziehungen auf Regierungsebene zu intensivieren. Man verfolge einen
«pragmatischen Ansatz der Zusammenarbeit» mit Taiwan, was auch in der China-
Strategie 2021-2024 festgehalten worden sei. In den Bereichen Wirtschaft,
Wissenschaft und Forschung sei man sich der Bedeutung Taiwans bereits bewusst und
besasse gute Beziehungen. Aufgrund der bereits bestehenden Zusammenarbeit und der
gegenwartig angespannten Lage zwischen China und Taiwan befand der Bundesrat den
geforderten Bericht fur «nicht angebracht» und beantragte die Ablehnung des
Postulats.

In der Herbstsession 2021 beantragte die SVP-Fraktion die Ablehnung des Postulats,
wéhrend sich die Kommission fur die Annahme ihres Vorstosses aussprach. Nicolas
Walder (gp, GE) hob die zahlreichen Parallelen und Gemeinsamkeiten zwischen der
Schweiz und Taiwan hervor und kritisierte den Bundesrat dafiir, dass dieser Taiwan in
seiner China-Strategie nicht mehr Platz eingerdumt hatte. Die Kommission anerkenne
die Ein-China-Strategie des Bundesrats und sei Uberzeugt, dass das Postulat diese auch
nicht in Frage stelle. Sein Kommissionskollege Portmann (fdp, ZH) verglich die
Beziehungen zu Taiwan mit denen zwischen der Schweiz und Baden-Wdirttemberg als
Bundesland von Deutschland. Portmann entkraftigte auch die Argumente der
Minderheit, welche eine Verletzung der Schweizer Neutralitdt beflirchtete. Da sich
Taiwan und China nicht in einer kriegerischen Auseinandersetzung befanden, wirde
sich diese Frage gar nicht erst stellen. Der anwesende Aussenminister Cassis stellte die
Frage in den Raum, ob eine Vertiefung der Beziehungen der Sache Taiwans diene oder
ob die Fortsetzung der «pragmatischen Politik» der Schweiz nicht vielversprechender
sei. Aus Sicht des Bundesrates sei Letzteres der Fall. Der Nationalrat folgte jedoch dem
Vorschlag seiner Kommission und nahm das Postulat mit 129 zu 43 Stimmen (bei 5
Enthaltungen) an. Die Gegenstimmen stammten aus den Reihen der SVP- und
FDP.Liberalen-Fraktionen. ®

In der Herbstsession 2021 beriet der Nationalrat die Motion der APK-NR zur Férderung
der Menschenrechte in China. Kommissionssprecher Fischer (glp, LU) betonte die
Wichtigkeit eines «Whole-of-Government-Ansatzes» hinsichtlich der Menschenrechte.
Schweizer Firmen, die in China produzieren, wurden im korrekten Umgang mit
menschenrechtlichen Problemen vor grosse Herausforderungen gestellt, weshalb eine
bessere Beratung notwendig sei. Zudem habe der Menschenrechtsdialog mit China in
den vergangenen dreissig Jahren laut Wissenschaft und Menschenrechtsorganisationen
wenig Wirkung gezeigt. Fischer griff auch der Kritik der Kommissionsminderheit
Portmann (fdp, ZH) vor, welche die Ablehnung der Motion forderte, und machte
deutlich, dass die Motion nicht nur als Handlungsaufforderung an den Bundesrat zu
verstehen sei, sondern auch als Rlckendeckung fur das bisherige Engagement.
Nationalrat Walder (gp, GE) kritisierte insbesondere, dass die Schweiz die bilateralen
politischen und wirtschaftlichen Beziehungen nie an die Achtung der Menschenrechte
habe knlupfen wollen. Er warf der Kommissionsminderheit vor, wirtschaftliche
Méglichkeiten Uber menschenrechtliche Interessen zu stellen. Minderheitssprecher
Portmann verteidigte sich gegen diesen Vorwurf und argumentierte, dass die
Forderungen der Motion durch die kritische China-Strategie der Schweiz bereits erflllt
worden seien. Darin sei nicht nur die Stéarkung der China-spezifischen Kompetenzen
auf allen Gebieten vorgesehen, sondern auch die personelle Aufstockung der
Aussenstellen. China musse mit keinem anderen Land einen solch kritischen Dialog
fuhren wie mit der Schweiz, behauptete Portmann. Dennoch musse man auch
einsehen, dass China ein wichtiger globaler Akteur sei und dem Land die Zukunft
gehore. Er schlug daher vor, dem Bundesrat Zeit zu geben, damit dieser die Erfolge der
neuen China-Strategie aufzeigen kénne, bevor neue Verschéarfungen und Stolpersteine
eingefuhrt werden. Bundesrat Cassis war ebenfalls der Ansicht, dass die China-
Strategie das Motionsanliegen bereits erfllle. So wirden die Menschenrechte seit Marz
2021 in allen bilateralen und multilateralen Beziehungen mit China thematisiert; die
chinesische Zivilgesellschaft werde bereits unterstitzt und am 14. September 2021, also
dem Tag der Ratsdebatte, fande auch das erste Schweizer Forum flr Wirtschaft und
Menschenrechte statt. Er gab auch zu Bedenken, dass eine personelle Aufstockung in
den Schweizer Vertretungen in China nicht automatisch zu einer besseren
Arbeitsleistung fuhre und nicht zielfihrend sei, stattdessen musse man Qualitat Gber
Quantitat stellen. Die personelle Aufstockung sei die einzige nicht erflllte Forderung

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

17



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 21.09.2021
AMANDO AMMANN

MOTION
DATUM: 27.09.2021
AMANDO AMMANN

der Motion, alle anderen Punkte seien bereits angegangen worden. In der Folge
beantragte Cassis die Ablehnung des Vorstosses. Die grosse Kammer nahm die Motion
mit 106 zu 81 Stimmen (bei 1 Enthaltung) jedoch an. Nur die Fraktionen der SVP und der
FDP.Liberale stimmten gegen den Vorstoss ihrer aussenpolitischen Kommission.

Im Vorfeld der Nationalratsdebatte zur Rahmenvereinbarung mit Frankreich iiber die
Nutzung des Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» (CSO) und zum
dazugehorigen Verpflichtungskredit hatte sich die SIK-NR eingangig mit der Kritik der
EFK auseinandergesetzt. Diese hatte die fehlende finanzielle Transparenz, die
mangelhafte Einbindung in die allgemeine Raumfahrtstrategie des Bundesrats, das
schlechte Kosten-Nutzen-Verhéltnis und die fehlende Prifung von Alternativen
bemangelt. Im Mai 2021 hatte die Kommission daher noch entschieden, die Beratung
der Vorlage zu sistieren, um weitere Abklarungen vornehmen zu kénnen. Ende August
kam eine Kommissionsmehrheit nun zum Schluss, dass der Zugang zu hochwertigen
Satellitenbildern die Kosten rechtfertige, eine technische Alternative nicht existiere
und das Projekt zudem die Kooperation zwischen der Schweiz und den européischen
Partnerstaaten starke. Eine Kommissionsminderheit Fivaz (gp, NE) hingegen beantragte
in der Herbstsession 2021, nicht auf das Geschaft einzutreten. Fivaz fuhrte an, dass die
Beteiligung an einem «auslandischen Militarprojekt» nicht mit der Neutralitatspolitik
der Schweiz vereinbar sei. Er vermutete, dass das Satellitensystem vornehmlich fur
militdrische Zwecke genutzt werden wdirde. Ausserdem kritisierte er, dass der
Bundesrat Uber keine Weltraumstrategie verflige und bei dem Projekt ein Missverhéltnis
zwischen Kosten und Nutzen festzustellen sei. Seine Parteikollegin Marionna Schlatter
(gp, ZH) stellte die Frage, weshalb man bei Anbietern wie Airbus keine Offerte fur die
Bilder der Pléiades-Neo-Satelliten eingeholt habe, obwohl diese die gleiche Auflésung
wie das CSO boéten und ab November 2021 kommerziell verfugbar seien.
Kommissionssprecher Hurter (svp, SH) verteidigte das Projekt gegen den Vorwurf der
hohen Kosten und beteuerte, dass man durch eine Beteiligung nicht nur eine bessere
Bildqualitat erhalte, sondern sich auch die Datensicherheit und der Zugang zum
Bildmaterial verbessere. Darlber hinaus gab er zu bedenken, dass man derartiges
Bildmaterial auch bei Naturkatastrophen oder der humanitéaren Hilfe verwenden kénne.
Francois Pointet (glp, VD) merkte im Namen der GLP-Fraktion an, dass die Anhérung der
EFK zwar nutzlich und lehrreich gewesen sei, die Kritik der EFK aber technische Aspekte
betreffe und daher weit Uber ihren eigentlichen Aufgabenbereich hinausgehe. Die
anwesende Bundesrdtin  Viola Amherd hob hervor, dass Informationen aus
Satellitenbeobachtungen flr eine eigensténdige sicherheitspolitische Beurteilung
wichtig seien, vor allem weil die Schweiz weder Teil der NATO, noch der EU sei. In der
Vergangenheit habe man Satellitenbilder beispielsweise fur die diplomatische Tatigkeit
der OSZE im Ukraine-Konflikt oder flr die Schweizer Armee im Kosovo benétigt. Dabei
wlrden die kommerziellen Produkte die Anforderungen hinsichtlich Vertraulichkeit und
Verflgbarkeiten nicht erfullen. Zudem habe das EDA konstatiert, dass die Kooperation
mit der Neutralitatspolitik vereinbar sei und jederzeit unterbrochen und
wiederaufgenommen werden kénne.

Der Nationalrat trat mit 138 zu 40 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) auf das Geschaft ein
und nahm den Bundesbeschluss mit 146 zu 36 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Nur die
Fraktion der Grunen und einige Mitglieder der SP hielten an ihrer Kritik fest und
stimmten dagegen.

Die APK-NR forderte im Juni 2021 die Modernisierung des Freihandelsabkommens mit
China. Der Bundesrat solle die Aufnahme eines Kapitels zur Einhaltung der
internationalen Standards im Bereich Menschen- und Arbeitsrechte aushandeln. Die
Kommission begriindete den Antrag damit, dass in der China-Strategie 2021-2024 die
Modernisierung des FHA vorgesehen sei und angesichts der Anschuldigungen gegen die
chinesische Regierung Kriterien zur Einhaltung der Menschen- und Arbeitsrechte nétig
seien. Man habe solche Kriterien auch in neuere Abkommen mit anderen Staaten
aufgenommen. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, unter anderem
weil der 2017 aufgenommene exploratorische Prozess mit China zur Uberarbeitung des
Abkommens keine Einigung hinsichtlich der zu vertiefenden Themen ergeben habe und
seither stagniere. Die Aufnahme des geforderten Kapitels erachte man als nicht
realistisch, stattdessen wolle man sich auf die Stérkung der aktuellen Bestimmungen
Uber Handel und nachhaltige Entwicklung fokussieren. Die Schweiz werde die
Problematik der Menschenrechte und der Arbeitsstandards beim nachsten Treffen im
Rahmen des Arbeits- und Beschaftigungsdialogs mit China ansprechen und bringe
diese bereits Uber den gemischten Ausschuss des Freihandelsabkommens und «Utber
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alle anderen geeigneten Kanale» ein.

In der Herbstsession 2021 beschaftigte sich der Nationalrat mit der Motion, die ihm von
seiner aussenpolitischen Kommission mit 13 zu 12 Stimmen nur knapp zur Annahme
empfohlen worden war. Kommissionssprecher Walder (gp, GE) bezeichnete das
eigentlich noch neue FHA aus dem Jahr 2013 als «sehr unvollstandig» in Bezug auf
Standards, die sonst fur moderne Wirtschaftsabkommen wie das FHA mit Indonesien
galten. Walder appellierte im Namen der Kommission, den Menschenrechten mehr
Gewicht zu verleihen und das Kapitel in Auftrag zu geben, alles andere ware
«unverstandlich und heutzutage sogar unanstéandig». Hans-Peter Portmann (fdp, ZH)
wies hingegen darauf hin, dass der Versuch, die Menschenrechte ins
Freihandelsabkommen zu implementieren, einer de facto Kindigung des Abkommens
gleichkdme. Eine starke Kommissionsminderheit Wehrli (fdp, VD) setzte sich gegen das
Motionsanliegen, aber nicht gegen den Schutz der Bevoélkerung und willkurlich
verhafteter Personen ein, wie ihr Sprecher Wehrli versicherte. Er bezeichnete die
Motion als «aus gesetzgeberischer Sicht» unnétig, weil die damit verbundenen Ziele
schon in der China-Strategie enthalten seien und der Bundesrat schon uber die dafur
notigen Instrumente verflge. Bundesrat Parmelin machte deutlich, dass es keine
Modernisierung des FHA geben werde, wenn die Schweiz diese vom Kapitel zu den
Menschen- und Arbeitsrechten abhangig mache. Parmelin hielt es fur unrealistisch Gber
ein Freihandelsabkommen verbindliche Bestimmungen in diesen Bereichen
einzufihren. Der Nationalrat lehnte die Motion mit 102 zu 84 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) ab.

Gute Dienste

Im April 2020 beantragte die APK-NR ihrem Rat mit 16 zu 6 Stimmen (bei 2
Enthaltungen), eine Erkldrung fiir einen globalen Waffenstillstand aufgrund der
Corona-Pandemie zu verabschieden. Die Kommission wollte die Staatengemeinschaft
und samtliche Konfliktparteien dazu auffordern, sich an einem globalen
Waffenstillstand zu beteiligen, um die Herausforderungen der Corona-Pandemie
solidarisch angehen zu kénnen. Der Bundesrat werde damit aufgefordert, das
Parlament an den Schweizer Tatigkeiten in der UNO teilnaben zu lassen, den
Weltfrieden und die menschliche Sicherheit zu férdern und den Wiederaufbau der
Weltwirtschaft entlang der Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030 mitzugestalten. Die
Kommission nahm dabei auch explizit Bezug auf eine Erklarung des UNO-
Generalsekretars Antonio Guterres, der die Absurditdt des Kriegs angesichts einer
solchen Katastrophe hervorgehoben und die Unterbrechung bewaffneter Konflikte
gefordert hatte.

In der Sondersession im Mai 2020 befasste sich der Nationalrat mit dem Antrag seiner
Kommission, wobei Stefanie Heimgartner (svp, AG) aufgrund der «irrefiihrenden und
unrealistischen» Natur der Erkldrung deren Ablehnung verlangte. Unterstitzt wurde sie
von ihrem Parteikollegen Roland Blchel (svp, SG), der die Erklarung als Grundlage fur
Zahlungen in Millionenhdhe flr die humanitére Hilfe erachtete - Geld, welches gemass
Bilchel im Inland dringend bendtigt werde. Nationalrat Blchel richtete sich mit seinem
Appell primér an die Ubrigen burgerlichen Parteien, erhielt von diesen jedoch kaum
Unterstitzung. Nationalrat Portmann (fdp, ZH) zum Beispiel zeigte sich Uberzeugt, dass
die reiche Schweiz innerhalb des bestehenden Budgets durch Einsparungen etwas
«Luxus und Reichtum>» abgeben kénne. Die Erklarung wurde dementsprechend mit 129
zu 44 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) eindeutig angenommen.

Im Rahmen der Covid-19-Pandemie verlangte die APK-NR Mitte April 2020 vom
Bundesrat mittels Motion die Verabschiedung eines Nachtragskredits fiir die
humanitére Hilfe in Hohe von CHF 100 Mio. Damit wollte sie den Appellen der UNO, des
IKRK und des IFRC nachkommen. Auch Materiallieferungen und die bilaterale Hilfe zur
Bekdmpfung des Virus sollen damit finanziert werden. Kredite kénnten zudem an
notleidende européische Lander vergeben werden, beispielsweise zur Bekampfung der
prekéren Lage in den Fllchtlingslagern. In seiner Stellungnahme verwies der Bundesrat
auf bereits getroffene Massnahmen des DEZA im Rahmen des bestehenden Budgets
und auf einen zusatzlichen Kredit von CHF 1.1 Mio. des EJPD. Darlber hinaus beschloss
er am 29. April, dass die Schweiz sich mit bis zu CHF 400 Mio. an den verschiedenen
internationalen Appellen beteiligen werde, sofern das Parlament zustimme. Diese
Summe setze sich aus einem zinslosen Darlehen von maximal CHF 200 Mio. an das IKRK,
weiteren Beitragen an die genannten Institutionen und die WHO bis zu CHF 175 Mio.
und einem Nachtragskredit von CHF 25 Mio. fur den "Catastrophe Containment and
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Relief Trust" des IWF zusammen. Da der Bundesrat die Forderungen der Motion mit
diesen Massnahmen bereits erflllte, beantragte er die Annahme derselbigen.

In der Sondersession im Mai 2020 beriet der Nationalrat tUber die Motion. Roland
Fischer (glp, LU) setzte sich als Kommissionssprecher flr deren Annahme ein, da die
Massnahmen zur Eindammung des Coronavirus Entwicklungslander vor grosse
gesellschaftliche und wirtschaftliche Herausforderungen stellen wirden. Eine
Kommissionsminderheit Griter (svp, LU) sprach sich gegen den Nachtragskredit aus;
einerseits weil das regulare Budget flur die humanitare Hilfe ausreiche, andererseits
weil zumindest die FDP-Fraktion erreichen wolle, dass der Bundesrat selber diese
Nachtragskredite beantrage. Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) forderte zudem, dass man
sich nicht noch starker flir die Finanzierung der internationalen Hilfe verschulde,
sondern Restposten in den Budgets dafir verwenden solle. Bundesrat Cassis
befirwortete die Finanzierung mittels Kreditresten und verwies auf einen
Bundesratsentscheid, wonach sowieso die Halfte der erwadhnten CHF 175 Mio.
kompensiert werden miussten, beantragte aber dennoch die Annahme der Motion.
Dieser Forderung kam der Nationalrat nach, indem er die Vorlage mit 114 zu 72 Stimmen
(bei 4 Enthaltungen) durchwinkte. %

In der Frihjahrssession 2021 beschaftigte sich der Nationalrat mit einem Postulat der
APK-NR, welches vom Bundesrat die Beurteilung der Handlungsoptionen zur aktiven
Bekdampfung der US-Blockade gegen Kuba forderte. Eine Kommissionsminderheit
Buchel (svp, SG) setzte sich allerdings gegen die Forderung ein. Kommissionssprecher
Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) erklarte, dass man mit dem Postulat teilweise das
Anliegen einer Petition «Unblock Cuba» (Pet. 19.2034) erfllle. Man kdnne gewisse
Geldflusse Uber Zwischeninstitutionen gewahrleisten, so wie das auch beim Iran der Fall
sei. Auch die Nationalbank kénne gewisse Garantien fur den Zahlungsverkehr mit Kuba
Ubernehmen. Ein Grossteil der Bevodlkerung in Kuba sei von der finanziellen
Unterstitzung von im Ausland lebenden Familienmitgliedern abhéngig. Die US-Blockade
habe aber dazu gefuhrt, dass sich viele Finanzinstitute nicht mehr trauen wdarden,
derartige Zahlungen zu tatigen. Nationalrat Blchel dusserte sich im Namen der grossen
Kommissionsminderheit und folgte fast wortwortlich der bundesratlichen ablehnenden
Stellungnahme zum Postulat, indem er auf das bereits existierende Engagement der
Schweiz verwies. Auch Bundesrat Cassis beantragte die Ablehnung des Postulats, nicht
zuletzt weil ein 6ffentlich zugénglicher Bericht das Vertrauen der beteiligten Staaten in
die Schweiz untergraben wirde. Die grosse Kammer liess sich von diesen Bedenken
aber nicht beirren und nahm das Postulat mit 98 zu 89 Stimmen an. Die Mehrheit setzte
sich aus den Fraktionen der SP, der Griinen und der FDP.Liberalen sowie aus einigen
Ja-Stimmen aus der Mitte-Fraktion zusammen. ?'

Entwicklungspolitik

Im Vorfeld der Sommersession 2020 befassten sich sowohl die FK-NR wie auch die
APK-NR ausflhrlich mit der Botschaft zur Strategie der 1ZA 2021-2024. Wie bereits in
der Vernehmlassung flhrte die APD-Quote zu inhaltlichen Differenzen. Die FK-NR
lehnte sowohl eine progressive Erhdhung der APD-Quote auf 0.7 Prozent, wie auch eine
Senkung der Quote auf 0.45 Prozent ab. Auch ein weiterer Klirzungsantrag, welcher die
Rahmenkredite - ausser denjenigen zur humanitéren Hilfe - halbieren wollte, wurde
abgelehnt. Eine Kommissionsmehrheit beantragte dem Nationalrat, den Vorschlag des
Bundesrats anzunehmen. Die APK-NR kam in ihrer Beratung hingegen zum Schluss, dass
in Krisenzeiten eine starke internationale Zusammenarbeit und eine effektive
humanitare Hilfe unabdingbar sei. Aus diesem Grund beschloss die Kommission von der
bundesratlichen Vorlage abzuweichen, und die Rahmenkredite um CHF 241 Mio. zu
erhdhen. Diese Erhdhung entsprache einer progressiven Erhdhung der APD-Quote auf
die vom Parlament 2011 festgesetzten 0.5 Prozent. Zudem reichte die APK-NR zwei
Vorstdsse ein, eine Motion zur Fortfuhrung der Tatigkeiten in ausgewéahlten Landern in
Zentralamerika und der Karibik und ein Postulat (20.3469), welches einen Bericht zu
Zoonosen und deren Eindédmmung forderte.

Der Sprecher der APK-NR, Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) empfahl dem grossen Rat in
der Sommersession 2020, auf alle vier Bundesbeschlisse einzutreten und den
Gesamtbetrag des Rahmenkredits um den bereits erwadhnten Betrag zu erhdhen.
Daraufhin entspann sich eine langwierige Debatte entlang der Parteigrenzen flur oder
gegen eine Erhéhung der Rahmenkredite. Elisabeth Schneider-Schneiter (cvp, BL)
brachte die Debatte mit der Feststellung: «Die Linke méchte immer mehr finanzielle
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Mittel und die Rechte immer weniger» konzise auf den Punkt. CVP und FDP
unterstltzten die bestehende Vorlage des Bundesrates wahrend die Parteien links und
rechts davon abwichen. SP, Griine und GLP auf der einen und die SVP auf der anderen
Seite argumentierten allesamt mit den Konsequenzen der Corona-Krise fur ihr
jeweiliges Anliegen. Die davon abgeleiteten Folgerungen standen sich aber diametral
gegenlber. Sibel Arslan (gp, BS) verwies auf die «verheerende» Wirkung der Corona-
Massnahmen flr die Wirtschaft in den Entwicklungslandern und forderte, dass sich die
Schweiz als - auch nach Corona - stabiles und reiches Land ihrer Verantwortung
bewusst werden musse. Auch Nationalratin Tiana Angelina Moser (glp, ZH) befand es fir
notwendig, die Kredite bzw. die ADP-Quote zu erhohen, da sich die Schweiz als
Globalisierungsgewinnerin fir die Bewaltigung globaler Krisen einsetzen sollte. Die SVP-
Fraktion interpretierte die Folgen der Corona-Pandemie génzlich anders. So verlangte
Nationalrat Roland Biichel (svp, SG) im Namen seiner Fraktion die Kirzung des IZA-
Budgets und die Aufhebung der ADP-Quote, da qualitative Messgrossen wichtiger seien
als quantitative. Auch sein Parteikollege Franz Gruter (svp, LU) stellte die Hohe des
Entwicklungshilfe-Budgets angesichts der «gréssten Krise seit dem Zweiten Weltkrieg»
in Frage. Ein Ruckweisungsantrag von Rino Blchel wurde mit 140 zu 53 Stimmen
abgelehnt. Ebenfalls abgelehnt wurden die zahlreichen Minderheitsantrage, darunter
auch jene von Roland Bulchel und Sibel Arslan, welche die Hohe der Rahmenkredite
anpassen wollten und inhaltlich teilweise identisch waren. Der Nationalrat nahm
hingegen einen Minderheitsantrag Portmann (fdp, ZH) an. Dieser legte fest, dass die
Betrage der Rahmenkredite mit der wirtschaftlichen Entwicklung und dem Abbaupfad
der Corona-bedingten Schulden fluktuieren werden. Mit Ausnahme der SVP stimmten
alle Fraktionen fiir die vom Bundesrat vorgebrachten Bundesbeschlisse. 2

In der Herbstsession 2020 stand die Strategie der IZA 2021-2024 im Nationalrat zum
zweiten Mal zur Debatte. Zuvor hatte der Stdnderat eine vom Nationalrat
vorgeschlagene Anderung abgelehnt und damit eine Differenz geschaffen. Die grosse
Kammer hatte mit einem Artikel 2a die Hohe der Rahmenbetrége an die wirtschaftliche
Entwicklung der Schweiz und den Abbau der Covid-19-bedingten Schulden koppeln
wollen, was der Stéanderat aber fir unpassend befand. Eine Mehrheit der APK-NR schlug
vor, sich dem Standerat anzuschliessen. Eine Minderheit Blchel (svp, SG) wollte jedoch
am betroffenen Artikel 2a festhalten. Roland Blchel sah im umstrittenen Artikel eine
Méglichkeit, im Bereich der Entwicklungshilfe Einsparungen vornehmen zu kénnen. Die
Minderheit verlangte, die Schweiz «von innen her» zu starken und kritisierte die hohen
Betrage, die in den kommenden Jahren in die IZA investiert werden sollten. Claudia
Friedl (sp, SG) unterstitzte in ihrem Votum den Mehrheitsantrag, da das Parlament im
jahrlichen Budget sowieso den effektiven Betrag eines Rahmenkredits festlegen konne
und man mit Artikel 2a den eigenen Handlungsspielraum nur noch verkleinern wurde.
Hans-Peter Portmann, welcher den Artikel urspringlich mittels Minderheitsantrag
eingebracht hatte, verwies auch auf die Zusicherung des Bundesrats, dass dieser in den
Zahlungskrediten die wirtschaftliche Entwicklung und den Covid-19-Schuldenabbau
berucksichtigen werde.

Der Nationalrat nahm schliesslich den Antrag der Mehrheit mit 112 zu 56 Stimmen (bei
25 Enthaltungen) an und strich damit Artikel 2a wieder aus dem Entwurf, womit er die
Differenz zum Sténderat bereinigte. Somit wurden die vier Bundesbeschllsse zur IZA
angenommen. Fur die Gegenstimmen bei der Gesamtabstimmung zeichnete fast
ausschliesslich die SVP-Fraktion verantwortlich, die Enthaltungen stammten
mehrheitlich von Mitgliedern der FDP-Fraktion. #

Aussenwirtschaftspolitik

Eine dkologische Kompensation beim Freihandel forderte Nationalrat Portmann (fdp,
ZH) mit einer im September 2019 eingereichten Motion. Er wollte den Bundesrat damit
beauftragen, Massnahmen zu erarbeiten, welche den regionalen Verkauf nachhaltiger
Schweizer Produkte férderten. Dadurch sollte die Marktposition der Schweiz gegentber
importierten, nicht nachhaltigen Lebensmitteln verbessert werden, so der Motionar. Er
begrindete sein Anliegen damit, dass ein Problem bei Freihandelsabkommen die
Wettbewerbsfahigkeit der einheimischen Landwirtschaftsprodukte sei. Oftmals seien
die importierten Lebensmittel weniger nachhaltig. Zur Férderung der inlandischen
Produkte schlug er die Forderung des Verkaufs von regionalen Produkten in
«unmittelbarer Nahe der jeweiligen Produktionsstandorte» vor. Man kdénne die
Intensitat der Verkaufsférderung beispielsweise von der Kirze des Transportwegs
abhangig machen. Die materiellen Gewinne der Férderungsmassnahmen sollten bei den
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Produzentinnen und Produzenten anfallen und nicht bei Drittverarbeitern oder den
Verteilern.

Der Bundesrat unterstutzte den Ansatz der Motion in seiner Stellungnahme. Er betonte
jedoch auch, dass bereits verschiedene Instrumente zur Absatzférderung existierten.
Zudem sei die Motion nicht zielfihrend, weil deren gesetzgeberischer Auftrag nicht
konkret formuliert sei. Daher beantragte er die Ablehnung derselben. Sollte der Erstrat
die Motion annehmen, wolle der Bundesrat im Zweitrat eine Anderung beantragen,
sodass man stattdessen die Weiterentwicklung der bestehenden Instrumente im Sinne
des Motionsanliegens Uberprifen wirde. 2

Eine im Herbst 2019 eingereichte Motion von Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), die eine
o6kologische Kompensation beim Freihandel zum Ziel hatte, wurde in der Herbstsession
2021im Nationalrat behandelt. Dort weibelte Motionar Portmann fir «Massnahmen, die
den regionalen Verkauf von nachhaltigen Produkten in der Schweiz férdern» und
welche die Marktposition der Schweizer Produkte gegentuber importierten
Lebensmitteln starken sollten. Flr Portmann sei es ein «Stolperstein» bei
Freihandelsabkommen, wenn der Absatz von Schweizer Landwirtschaftsprodukten
darunter leide. Die bestehenden Massnahmen zur Absatzférderung seien nicht
ausreichend. Portmann zeigte auch wenig Verstandnis fur die Argumentation des
Bundesrats, demgemass die Motion zu wenig spezifisch sei. Er winschte sich, dass der
Bundesrat «endlich mal von seiner Verwaltungspolitik weg- und hin zu einer
Gestaltungspolitik» kdme. Bundesprasident Parmelin beharrte darauf, dass man bereits
Uber ausreichend politische Instrumente verflige, um die Herstellung von nachhaltigen
Schweizer Produkten zu férdern. Dazu gehodrten laut Parmelin Massnahmen der
Verkaufsférderung und Finanzhilfen fur regionale Produkte sowie die Unterstitzung
innovativer regionaler Projekte, die sich mit der Nachhaltigkeit und Qualitat von
landwirtschaftlichen Produkten beschaftigen. Angesichts der zahlreichen bestehenden
Forderinstrumente sei das Motionsanliegen nicht zielfihrend. Parmelin kritisierte
zudem, dass die Motion nur einen Teilaspekt der Wertschdopfungskette, den Transport,
bertcksichtige. Andere Aspekte wie Veranderungen der Flachennutzung, der
Produktion, der Verarbeitung, des Einzelhandels und der Verpackung seien fir die
Umwelt aber gewichtiger. Er forderte den Nationalrat daher auf, die Motion
abzulehnen. Dieser tat ihm den Gefallen aber nicht und nahm den Vorstoss stattdessen
mit 163 zu 15 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) an. Nur einige Mitglieder der SVP- und der
FDP.Die Liberalen-Fraktionen stimmten dagegen. °

Landesverteidigung

Ausriistung und Beschaffung

Nachdem die Erneuerung der Luftabwehr im Rahmen von BODLUV 2020 zunéachst
ordentlich angelaufen war, wendete sich das Blatt im Frihjahr 2016. Aufgrund
vermehrter Kritik am RuUstungsgeschaft zog der neue Verteidigungsminister Guy
Parmelin die Notbremse und legte alle Arbeiten auf Eis. Es war ein zunachst
Uberraschender Entscheid des VBS-Vorstehers, denn gemaéss offizieller Begrindung
wollte man vorerst nur eine adéquate Gesamtubersicht der Luftverteidigung erstellen
lassen. Doch es steckte mehr dahinter. Tatsachlich durfte die grosse Kritik an den ins
Auge gefassten Luftraketen-Systemen zum drastischen Schritt geflhrt haben. In
diversen Medienberichten war zu lesen, dass die Systeme die geforderten Kriterien gar
nicht erfullten. Bereits im Januar war aus Kreisen der Gruppe Giardino zu vernehmen
gewesen, dass die favorisierten Lenkwaffentypen den Anforderungen bezlglich
Flughohe, Reichweite und Allwettertauglichkeit nicht gentigten. Damit nicht genug: Bald
stellte sich heraus, dass die in die engere Auswahl gekommenen Systeme zum Teil noch
nicht praxiserprobt waren. Die Schweiz solle sich hiten, in Ristungsgeschaften .die
Welt neu erfinden zu wollen”, betonte Adrian Amstutz (svp, BE). Seit dem Gripen-Nein
stelle eine fehlende Praxiserprobung bei Beschaffungsvorhaben eine Hypothek dar.
Spéater erweiterte Nationalrat Walter Miller (fdp, SG) die Kritik an der Beschaffung um
die Sorgen bezlglich Finanzierbarkeit und effektivem Nutzen der neuen Waffen. Miller
verwies in seiner Warnung auch auf den anstehenden Kauf neuer Kampfflugzeuge: Es
solle nicht zu viel in Flugabwehr investiert werden, um genlgend Mittel fur Jets frei
halten zu kénnen. Auch durch die SVP, namentlich durch Adrian Amstutz, wurde Unmut
bezlglich dieser Beschaffung geéussert. Erschwerend kam hinzu, dass auch die
Aufristung der Duro-Lastwagen vermehrt Missténe hervorrief.

Nachdem Parmelin die Arbeiten vorerst gestoppte hatte, musste auch er sich Kritik
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anhoren, weil er bereits friher von Ungereimtheiten gewusst haben soll. Umstritten war
zudem, dass sich nicht armasuisse selbst um die Beschaffung kiimmerte, sondern ein
weiteres Unternehmen hinzugezogen worden war. Verwaltungsseitig verteidigte man
diesen Schritt mit personellen Engpéassen. Brisant war die Sache, weil die mit dem
Auftrag betraute Firma Thales Suisse ein Tochterunternehmen der in Frankreich
domizilierten Thales Group ist, die ihrerseits Radarkomponenten herstellt, die auch in
einem der Lenkwaffensysteme flr die Schweizer Armee hatten verbaut werden sollen.

Der Marschhalt aufgrund der Sistierung im Méarz 2016 weitete sich weiter aus, als man
sich im Bundeshaus dafur entschied, den Generalunternehmervertrag mit Thales Suisse
SA zu kindigen. Ende April gab das VBS bekannt, dass sich Thales nicht weiter an der
Beschaffungsvorbereitung fir BODLUV beteilige. Mit diesem Schritt schien eine rasche
Abwicklung der BODLUV-Beschaffung nicht mehr wahrscheinlich. Mittel- bis langfristig
wolle man das Projekt wieder aufnehmen, hiess es in der VBS-Medienmitteilung; eine
Floskel, welche die Journalisten als ,nach 2020 interpretierten. Ende Mai zeichnete
sich dann auch tatsachlich ab, dass eine BODLUV-Beschaffung im Ristungsprogramm
2017 nicht mehr plausibel sein wirde. Stattdessen musste sich das VBS bemuhen, die
fur die BODLUV eingesetzten Ressourcen frei zu halten. Es ging um CHF 700 Mio., die
far BODLUV reserviert worden waren, jedoch vorerst keine Verwendung fanden. Die SiK
des Standerates forderte inzwischen auch, dass das VBS das vom Parlament genehmigte
Armee-Budget von CHF 5 Mia. pro Jahr auch wirklich einhalte. Weil schon beim nicht
erfolgten Gripen-Kauf sogleich nach einer alternativen Verwendung des frei
gewordenen Etats gerufen worden war, wollte die Kommission dafur sorgen, dass die
vorgesehenen Ausgaben anderweitig fur Armeezwecke genutzt werden konnten.

Auch im Palament zeigte sich eine gewisse Unruhe bezlglich BODLUV. Hans-Peter
Portmann (fdp, ZH) wollte in einer Anfrage (16.1012) vom Bundesrat wissen, was es mit
der Sistierung auf sich habe. Er flirchtete gar, dass .Kreise mit anderer Agenda mit teils
illegalen Mitteln Beschaffungsprojektle]l zum Scheitern” bringen wirden. In seiner
Antwort verwies der Bundesrat auch auf die eingeleitete Administrativuntersuchung,
von der weitere Erkenntnisse erwartet wirden. Im Mai 2016 gaben die
Geschaftspriufungskommissionen des National- und Standerats bekannt, dass sie eine
Inspektion des Sistierungsentscheids einleiteten. Dafir wurde eine Arbeitsgruppe
eingesetzt, die unter dem Vorsitz von Stéanderat Janiak (sp, BL) operierte. Der Antrag auf
diese innerparlamentarische Untersuchung stammte von Nationalréatin Fiala (fdp, ZH),
die selber auch in der Arbeitsgruppe beteiligt war. Ausléser war die kritische
Medienberichterstattung zum Beschaffungsprojekt. Es sollte gepruft werden, ob der
Sistierungsentscheid zweckmassig war. %

Pour en finir avec les votes récurrents sur les avions de combat, Hans Peter Portmann
(plr, ZH) souhaitait que le peuple décide si la Suisse doit avoir une police aérienne ou
une défense de I'espace aérien (Po. 18.3026). Le Conseil fédéral jugeait cette mesure
superflue, les bases Iégales existantes étant suffisantes. Il a donc proposé de rejeter le
postulat qui fut par la suite retiré.

Beat Flach (pvl, AG), par le biais d'une motion (18.3046), avait demandé au Conseil
fédéral de soumettre au Parlement une décision de principe et de planification sur
|'acquisition de nouveaux avions de combat sous la forme d'un arrété fédéral sujet au
référendum. Le Conseil fédéral a préconisé le rejet de la motion, puisqu'il avait, le 9
mars 2018, choisi la voie d'un arrété de planification du Parlement pour régler la
question du renouvellement des moyens de protection de I|'espace aérien et
permettre au peuple de se prononcer a ce sujet. Le Conseil national I'a alors balayée
par 138 voix contre 46. L'arrété, chargeant le Conseil fédéral de I'acquisition de
nouveaux avions de combats et de systemes de défense sol-air de longue portée, pour
un volume financier de 8 milliards et des affaires compensatoires a hauteur de 100%, a
été soumis a consultation jusqu'au 22 septembre 2018. %
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POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

MOTION
DATUM: 02.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik
Strukturpolitik

Hans-Peter Portmann (plr, ZH) a demandé au Conseil fédéral d'établir un rapport sur les
opportunités de conclusion d'accords de branche transfrontaliers en matiére
d'échanges de biens et de services, et les possibilités |égales d'exemptions douaniéres.
Il souhaite ainsi lutter contre le protectionnisme grandissant et les freins au libre-
échange.

Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il a d'abord précisé que la perception des
droits de douane était légiférée dans la loi sur les douanes (LD) et la loi sur le tarif des
douanes (LTaD). Or, ces deux lois ne prévoient que des suspensions limitées dans le
temps. Puis, il a rappelé le principe de la clause de la nation la plus favorisée qui oblige
la Suisse a imposer des droits de douane uniformes aux pays membres de I'OMC.

Le Conseil national s'est aligné sur la recommandation du Conseil fédéral et a rejeté
tacitement le postulat. 2

Gesellschaftsrecht

Selon le député libéral-radical Hans-Peter Portmann (plr, ZH), des entreprises et des
particuliers se mettent volontairement en faillite pour éviter de rembourser un crédit
Covid-19. A travers un postulat, il demande donc au Conseil fédéral de faire un point de
la situation.

Le gouvernement s'est opposé au postulat. Il rappelle que la problématique de I'usage
abusif de la faillite est traité par I'objet 19.043. Ainsi, de son point de vue, |'usage abusif
de la faillite dans le cadre des crédits Covid-19 ne devrait pas étre traité séparément
de l'usage abusif de la faillite dans d'autres situations. Le postulat a été rejeté
tacitement par le Conseil national. **

Geld, Wahrung und Kredit
Finanzmarkt

Hans-Peter Portmann (plr, ZH) considere que la finance a un réle prépondérant & jouer
dans le développement durable. Il a donc déposé une motion pour renforcer la place
financiére helvétique comme péle de référence dans le domaine des placements de
fortune durable. || demande au Conseil fédéral d'établir des mesures pour inciter les
établissements financiers a se tourner vers la finance durable. Il cite notamment des
allégements dans I'imposition des produits, dans le droits de timbre, dans I'impot
anticipé ou encore dans les successions.

Le Conseil fédéral s'est montré favorable a la motion. Il a précisé qu'un groupe de
travail, chapeauté par le Secrétariat d'Etat aux questions financiéres internationales
(SFI), menait déja de nombreuses discussions sur la finance durable. La motion a été
rejetée par 100 voix contre 80 et 5 abstentions. Les voix du parti socialiste (34),
rejointes par la majorité des Verts (26), la majorité de I'UDC (39) et 1 voix des
Vert'libéraux ont fait pencher la balance. Les arguments de Jacqueline Badran (ps, ZH),
qui combattait la motion, ont fait mouche. Elle a pointé du doigt I'absence de définition
précise par la FINMA d'un investissement durable, |'utilisation de subventions fiscales
pour la finance et I'écoblanchiment d'argent. *°

Le parlementaire Hans-Peter Portmann (plr, ZH) a pointé du doigt I'égalité de
traitement en terme de prestataire de services financiers suisses a I'étranger et
étrangers en Suisse. Il a donc déposé un postulat pour que le Conseil fédéral dresse un
rapport sur les régles en vigueur en Suisse pour les prestataires étrangers de services
financiers. L'objectif est notamment de présenter les changements induits par la loi sur
les services financiers (LSFin) et la loi sur les établissements financiers (LEFin),
d'examiner les regles imposées a |'étranger aux prestataires de services financiers
helvétiques, et d'étudier la possibilité d'imposer une obligation de domicile en Suisse
pour les prestataires de services financiers étrangers.

Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il a indiqué que ces différents points
avaient déja été traités lors des travaux de construction de la nouvelle LSFin. Le
postulat a été classé car le Parlement ne I'a pas examiné dans le délai imparti de deux
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POSTULAT
DATUM: 24.09.2015
NICO DURRENMATT

POSTULAT
DATUM: 04.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

années.

Nationalbank

Die sozialdemokratische Fraktion wollte mit ihnrem Postulat ,Institutionelle Fragen rund
um die Schweizerische Nationalbank®™ den Bundesrat beauftragen, die
Rahmenbedingungen der SNB im Kontext globalisierter Finanzmérkte und weltweiter
Interdependenz der Volkswirtschaften in einem Bericht zu untersuchen und allfélligen
Handlungsbedarf aufzuzeigen. Besondere Aufmerksamkeit sollte dabei den Fragen
zukommen, ob die Nationalbank, in der Verfassung explizit als unabhangige Institution
definiert, genlgend transparent ist und wie sie ihren Verfassungsauftrag, im
Gesamtinteresse des Landes zu handeln, wahrnimmt. Bundesrétin Eveline Widmer-
Schlumpf stltzte das Vorhaben Leutenegger Oberholzer (sp, BL) und beantragte dem
Parlament, den Vorstoss anzunehmen. Sie sah im zu erarbeitenden Bericht eine gute
Méglichkeit, die nach der Aufhebung des Euro-Mindestkurses zahlreich aufgetretenen
Fragen rund um die Nationalbank zu kléaren. Der Nationalrat beschloss in der
Sommersession auf Antrag Noser (fdp, ZH), die Diskussion zu vertagen, um dann im
September den Vorstoss gegen den Willen des Bundesrates mit 93 zu 66 Stimmen
abzulehnen. Die Ratsmehrheit folgte der Argumentation Portmann (fdp, ZH), wonach
die  Schnelllebigkeit und  Komplexitdt der Finanzméarkte minutenschnelle
Entscheidungen seitens der SNB erforderten und erhéhte Transparenzanspriche aus
diesem Grund nicht praktikabel seien. Mit diesem Entscheid setzte sich die blrgerliche
Mehrheit gegen eine Allianz aus SP und Griinen durch. '

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Einen Bericht des Bundesrates Uber die kompensierte Abschaffung der direkten
Bundessteuer fiir natiirliche Personen unter entsprechender Erhdhung der
Mehrwertsteuer verlangte Hans-Peter Portmann (fdp, ZH) mit einem Postulat. Konkret
sollen die Auswirkungen einer Ersetzung der direkten Bundessteuer flr natirliche
Personen und einer Steuerausfallkompensation Uber die Mehrwertsteuer dargelegt
werden. Ein neuer maximaler Mehrwertsteuersatz sollte gleichzeitig auch die notigen
Sanierungsmassnahmen des Sozialsystems beinhalten und deutlich tiefer zu liegen
kommen als in den Nachbarldndern. Dadurch kénne die unverhaltnismassig grosse
Belastung des Mittelstandes sowie der ,Leistungstréager der Gesellschaft” durch die
direkte Bundessteuer gesenkt, die Ungleichbehandlung verschiedener Formen des
Zusammenlebens - konkret erwahnte der Postulant die Heiratsstrafe - korrigiert und
die Burokratie reduziert werden. In der Debatte im Nationalrat wies Portmann darauf
hin, dass man sich zwischendurch grundlegende Gedanken zu einem System machen
und dazu die ,ideologischen Graben” verlassen mdisse. Dadurch, dass das
Wirtschaftsvolumen der Schweiz insgesamt zunehme, sinke zudem die durch eine
solche Anderung notwendige Mehrwertsteuererhéhung. So kénne man auch fiir einen
Haushalt im unteren Erwerbsbereich berechnen, was Ubrig bleibe, ,wenn er die
Bundessteuer nicht mehr bezahlen muss”. Daraufhin rechnete Finanzminister Maurer
vor, dass heute rund 10 Prozent der Steuerpflichtigen flir 80 Prozent der Einnahmen
der direkten Bundessteuer verantwortlich sind und diese 10 Prozent entsprechend
entlastet wirden. Gleichzeitig wirde eine solche Regelung jedoch die 50 Prozent der
Steuerpflichtigen, die bisher 2 Prozent der direkten Bundessteuer bezahlen, deutlich
stérker belasten. Da es bereits einige Berichte und Unterlagen gebe, die sich mit
diesem Thema befassen, diese Idee in einer Volksabstimmung keinesfalls
mehrheitsfahig wéare und eine solche Vorlage die Kohasion der Bevolkerung auf die
Probe stellen wiirde, bat der Finanzminister den Nationalrat, das Postulat abzulehnen.
Dieser Bitte kam der Nationalrat mit 147 zu 37 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) nach,
wobei lediglich ein Grossteil der Fraktion der FDP.Die Liberalen sowie einige
Nationalratinnen und Nationalrate der SVP-Fraktion und ein BDP-Parlamentarier das
Postulat guthiessen. 2
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MOTION
DATUM: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.09.2020
BERNADETTE FLUCKIGER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Nationalrat Portmann (fdp, ZH) hatte im Dezember 2016 eine Motion zur
Gleichbehandlung aller Beniitzer von Verkehrsmitteln bei Verletzung der
Verkehrsregeln eingereicht. Das Anliegen zielte insbesondere darauf ab, sogenannte
»Velorowdys® harter zu bestrafen. Velofahrende wdirden sich besser an die
Verkehrsregeln halten, wenn sie dieselben Bussen und Strafen furchten mussten wie
Autofahrende, so der Motionér. Bundesratin Leuthard wies im Nationalrat darauf hin,
dass sich Bussen und Strafen nach dem Verschulden richteten und dieses nach der
Einschatzung der Gefadhrdung bestimmt wirde. Es mache bezlglich der Gefdhrdung
durchaus einen Unterschied, ob man mit einem Velo bei Rot Uuber einen
Fussgangerstreifen fahre oder mit einem Lastwagen. Die Motion wurde im Marz 2018
vom Nationalrat mit 62 zu 126 Stimmen (3 Enthaltungen) abgelehnt, wobei die
beflirwortenden Stimmen von einer Mehrheit der SVP-Fraktion und einer Minderheit
der FDP-Fraktion stammte. *

Umweltschutz
Klimapolitik

Am frihen Montagmorgen des 21. Septembers 2020, also zu Beginn der dritten Woche
der Herbstsession der eidgendssischen Rate, besetzten einige Hundert
Klimaaktivistinnen und Klimaaktivisten den Bundesplatz vor dem Bundeshaus in Bern.
Die Medien waren sich rasch einig, dass dies ein geschickter, medienwirksamer
Schachzug war, um die Aufmerksamkeit auf sich zu lenken. Die Forderungen der
Gruppierung, die sich «Rise up for Change» nennt, waren sehr vielféltig und bestanden
gemass einzelnen Medienberichten etwa aus der o&kologischen Ausrichtung der
Landwirtschaft oder der Verpflichtung des Finanzsektors, seine Geldfllsse
offenzulegen. Auch sollen die Banken aufhéren, in die fossile Industrie zu investieren.
Zudem sei die Bevolkerung bei der Umsetzung der Klimaziele besser einzubeziehen. Da
Kundgebungen auf dem Bundesplatz wahrend den Sessionen des Parlaments seit 1925
verboten sind, war die Besetzung des Bundesplatzes illegal. Die Stadtberner Regierung
stellte den Aktivistinnen und Aktivisten am Montagabend ein Ultimatum, den
Bundesplatz bis am Dienstagmittag zu verlassen. Wie die Medien berichteten, gab es
bereits vor diesem Ultimatum von Seiten des Ratsburos von National- und Standerat
und von Politikerinnen und Politikern von rechts bis in die politische Mitte die
Forderung an die Stadt Bern, den Bundesplatz schnellstmd&glich zu raumen. Christian
Imark (svp, SO) forderte den Bundesrat per Motion gar dazu auf, die Stadt Bern zu
enteignen und somit auf dem Bundesplatz zukilnftig selber fir die Durchsetzung von
Recht und Ordnung zu sorgen. Viele Politiker und Politikerinnen von rechts-
birgerlicher Seite, beispielsweise Peter Keller (svp, NW) oder Hans-Peter Portmann
(fdp, ZH), warfen der Berner Stadtregierung vor, zu wenig hart durchzugreifen. Auch fur
die Medien war die Haltung der Berner Stadtregierung Anlass fur ausfihrliche
Berichterstattung. Sie spekulierten teilweise, dass sich die rot-griine Berner Exekutive
im Dilemma zwischen Durchsetzung der Rechtstaatlichkeit einerseits und Sympathie fur
die Protestierenden andererseits befinde und vor den Wahlen im November 2020 keine
Fehler machen wolle. Linke Politikerinnen und Politiker dusserten mehr Verstéandnis fur
die Aktion und fur die Haltung der Stadtregierung. Aline Trede (gp, BE) und Balthasar
Glattli (gp, ZH) forderten in den Medien denn auch, das Verbot von Kundgebungen
wahrend der Session aufzuheben. Nachdem die Klimaaktivistinnen und -aktivisten auch
ein zweites Ultimatum der Stadt Bern hatten verstreichen lassen, wurde das Camp rund
48 Stunden nach Beginn der Aktion von der Berner Polizei und Feuerwehr gerdaumt. Ob
und was die Aktion fir die Klimapolitik gebracht hatte, wurde von den Zeitungen
unterschiedlich eingeschéatzt. Die Weltwoche schrieb von «Erosion des Rechtsstaates»
und «rechtsstaatlicher Verlotterung» und die NZZ war der Ansicht, dass die
Platzbesetzung dem Anliegen des Klimaschutzes eher schade. Dem stimmte ein
Kommentar im Blick zu, wonach die Aktivistinnen und Aktivisten mit dieser Aktion viele
Leute verschreckt und keine neuen Sympathisanten dazu gewonnen hatten. Die linke
Wochenzeitung fand den zivilen Ungehorsam angesichts der weltweiten
Klimaerwadrmung hingegen gerechtfertigt. Weiter wurde von den Medien vermutet, dass
die R&umung den Klimaaktivisten helfe, weil nichts so langweilig gewesen ware, wie ein
Protest, der nicht geraumt werde, dann langsam an Besetzerinnen und Besetzern
verliere und so schliesslich im Sande verlaufe. Auch habe die Klimabewegung durch das
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MOTION
DATUM: 29.09.2016
DIANE PORCELLANA

POSTULAT
DATUM: 26.09.2019
JOELLE SCHNEUWLY

Protestcamp wieder an Schwung gewonnen, nachdem die Klimapolitik Gber Monate
hinweg von der Corona-Pandemie iberschattet worden sei. *

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Arbeitszeit

En septembre 2016, le Conseil national avait adopté la motion de Hans-Peter Portmann
(plr, ZH) sur I’enregistrement de la durée du travail avec 111 voix contre 74. L'auteur
demandait que lorsqu’une convention entre un employeur et un syndicat réglant
I'enregistrement de la durée de travail avait été conclue, il ne fallait plus que soit
appliquée les lettres c, d, et e de I'alinéa 1 de I'article 73 de 'Ordonnance 1 relative a la
loi sur le travail (OLT1). Le Conseil fédéral partageait I'avis de la nécessité d"assouplir
|'organisation du travail en conséquence des évolutions du monde du travail.
Cependant, il jugeait que le systeme souhaité par l'auteur faisait défaut étant donné
que la disposition juridique réglant I'obligation d’enregistrer et de documenter la
durée du travail (article 46 LTr) ne permettait pas de déléguer cette téche aux
partenaires sociaux. Comme le but visé ne pouvait étre atteint, il recommanda le rejet
de la motion. En septembre 2017, la commission CER-CE suivait I'avis du Conseil
fédéral, argumentant que la motion avait déja été mise en ceuvre suite a I'introduction
du nouvel article 73a OLT1 et que I'application des initiatives parlementaires 16.414 et
16.423 résoudrait toutes les autres questions soulevées par la motion. Elle sera soumise
au Conseil des Etats. %

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Im Mérz 2019 reichte Samira Marti (sp, BL) ein Postulat zur Gesundheit von Lesben,
Schwulen und Bisexuellen (LGB) ein. Der Bundesrat soll einen Bericht erstellen, in dem
auf geschlechterspezifische Vergleiche mit der Ubrigen Bevolkerung und auf die
Identifizierung von Bereichen, in denen die Notwendigkeit zu spezifischen Massnahmen
besteht, eingegangen wird. Dabei sollen die Bereiche Zugang zur Medizin,
Selbsteinschatzung der Gesundheit, sexuelle Gesundheit, Substanzkonsum und mentale
Gesundheit abgedeckt werden. Aus internationalen Studien gehe hervor, dass Personen
der LGB-Community einen schlechteren Gesundheitszustand und einen erschwerten
Zugang zu Pflegeinstitutionen hatten als der Rest der Bevodlkerung, erklarte die
Postulantin. Dies gelte vor allem fur Frauen. Fir die Schweiz fehlten allerdings
entsprechende «Zahlen und Fakten». Daher solle im Bericht eine Analyse des Schweizer
Gesundheitsrapports des BFS, welcher zwar Fragen zum Sexualverhalten und
gleichgeschlechtlichen Partnern und Partnerinnen enthalte, allerdings noch nie
diesbezuglich ausgewertet worden sei, fur den Zeitraum 2007 bis 2017 integriert
werden, um so «unter Berlcksichtigung mdglicher weiterer nationaler Datenbanken
endlich eine Faktenbasis flr die Schweiz» zu schaffen.

Nachdem das Geschaft im Juni 2019 von Verena Herzog (svp, TG) bekdmpft worden war,
befasste sich der Nationalrat in der darauffolgenden Herbstsession damit.
Gesundheitsminister Berset &usserte sich positiv zum Geschaft. Um die
Gesundheitsversorgung in der Schweiz zu optimieren, bedurfe es Daten, die flur die
gesundheitliche Situation der gesamten Schweizer Bevolkerung reprasentativ seien,
bezlglich lesbischen, schwulen und bisexuellen Menschen gebe es jedoch Llcken.
Aufgrund seiner Homosexualitdt besonderes Gehdér fand in dieser Frage vermutlich
SVP-Ratsmitglied Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Er gab zu bedenken, dass Homosexualitét bis
in die Siebzigerjahre als Krankheit gegolten habe und ein solcher Bericht womaoglich zu
einem ahnlichen Ergebnis kommen konne. Dadurch wirde die Entstigmatisierung
wieder ruckgéangig gemacht und der «Opferstatus einer Gruppe, die nicht krank ist»,
verstarkt.

Trotz diesen Worten wurde das Postulat mit 100 zu 90 Stimmen angenommen. Die
Fraktionen der Grinen, der SP und der GLP stimmten dem Vorstoss geschlossen zu, die
SVP-Faktion sprach sich geschlossen dagegen aus. Gespalten zeigten sich die
Fraktionen der FDP, CVP und BDP. Anders als Hans-Ueli Vogt stimmten die Nationalrate
Martin Naef (sp, ZH), Angelo Barrile (sp, ZH) und Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), die
ebenfalls homosexuell sind, fir das Postulat. *

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

27



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.03.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

POSTULAT
DATUM: 15.03.2016
SOPHIE GUIGNARD

Sport

Ende 2014 legte der Bundesrat die Botschaft zur Totalrevision des Bundesgesetzes liber
die Informationssysteme des Bundes im Bereich Sport (IBSG) vor. Das noch junge
Gesetz aus dem Jahr 2011 erfuhr damit bereits eine umfassende Kur, wobei jedoch
einige Objekte aus der vorherigen Fassung tibernommen werden sollten. Die so kurz auf
die Inkraftsetzung folgende Revision war dem friih gefassten Beschluss des Bundesrates
entsprungen, das VBS einen Revisionsentwurf ausarbeiten zu lassen. Im Zuge der
Implementation des IBSG und der zugehdrigen IBSV war erkannt worden, dass das
Verwaltungsinformationssystem der Eidgendssischen Hochschule fir Sport (EHSM)
einer formalgesetzlichen Verankerung bedurfe, sofern mit diesem System Daten zu
Disziplinarverfahren verarbeitet wiirden. Diese Anderung wurde dann zum Anlass
genommen, gleich weitere Massnahmen im Bereich der Bearbeitung sensibler
Personendaten zu ergreifen. Neue Grundlagen sollte es fortan fur genanntes System der
EHSM geben, Uberdies aber auch fur das Informationssystem zur Bearbeitung
leistungsdiagnostischer Daten, fur das Informationssystem zur systematischen
Evaluation von Kursen und Lehrgangen sowie flr das Informationssystem der nationalen
Agentur zur Bekdmpfung von Doping (Antidoping Schweiz). Bezlglich letzterer
Anwendung diente die Revision zur Erhdhung der Rechtssicherheit.

Im FrUhjahr darauf wurde die Vorlage durch den Nationalrat beraten. Die vorberatende
WBK hatte einige Anderungsvorschldge vorgebracht, im Ubrigen gab es keine
Opposition gegen diese Revision. Die wichtigsten Anpassungen wurden im Bezug auf
die Nutzung der registrierten Daten fir die Forschung sowie im Bereich der
~NVorkommnisse” vorgenommen, die bereits nach geltendem Recht zu Sanktionen
fuhrten. Damit sind die Verfehlungen gemeint, die einen Strafregistereintrag zur Folge
haben und in der Konsequenz zu einer Eintragung in die Datenbank des
Informationssystems flur Sport fuhren. Dabei stand fur die Kommission der
Préaventionsgedanke im Vordergrund, so sollte neu fur eine Eintragung ein konkreter
Hinweis auf eine Strafhandlung ausreichend sein, sofern diese unvereinbar ist mit der
Stellung als ,Jugend und Sport”-Kader (gemass Art. 10 des SpoF&G). Mit der Anmerkung
des Berichterstatters Portmann (fdp, ZH), dass die Verwaltung bereit sei, die
Anderungsantrage anzunehmen, stand der raschen Behandlung des Geschafts durch
die Volkskammer nichts im Wege. Eintreten war denn auch unbestritten und alle
Kommissionsantrage wurden Ubernommen, was auch den Sportminister freute. Mit 165
Stimmen wurde die Vorlage einstimmig dem Stadnderat zur Weiterbehandlung
Uberlassen. ¥’

Soziale Gruppen
Familienpolitik

Lors de la session de printemps 2016, les députés ont mené un débat portant sur la
modernisation du droit de la famille et notamment la possibilité d'introduire un PACS
pour la Suisse. Trois objets y ont été traités: le postulat d'Andrea Caroni (plr, AR) (Po.
15.3431) et celui de la Commission de la science, de I'éducation et de la culture du
Conseil national (CSEC-CN), portant sur le PACS (Po. 15.4082); ainsi qu'une motion
encourageant le Conseil fédéral a moderniser le droit de la famille en se fondant sur
des travaux scientifiques (Mo. 15.4081). Le premier orateur a été le député Hans-Peter
Portmann (plr, ZH), qui avait repris le postulat Caroni, ce dernier ayant été entretemps
élu au Conseil des Etats. Il justifie la mise en commun des différents objets par la
nécessité d'une adaptation du droit de la famille aux nouvelles réalités sociales, en
arguant notamment que les formes d'union évoluent, comme le démontre
|'augmentation des couples concubins face aux couples mariés. Le député y voit la
nécessité d'un entre-deux, a savoir la possibilité d'une forme de partenariat enregistré
pour les couples hétérosexuels également. C'est pour cela qu'il demande au Conseil
fédéral un rapport qui serait un plan d'action, scientifiguement fondé, sur les
possibilités d'évolution du droit civil en ce qui concerne les formes d'union. Le député
Matthias Reynard (ps, VS) s'exprime au nom de la Commission de la science, de
|'éducation et de la culture, qui a donné un préavis favorable aux trois objets. Une
minorité, représentée par plusieurs membres des groupes PDC et UDC s'opposent aux
trois propositions, et sont représentés durant le débat par la députée Verena Herzog
(udc,TG). Dans sa prise de parole, elle exprime I'importance et I'actualité du mariage
comme institution, et estime que les objets proposés au parlement le mettent en
danger. L'adoption d'un PACS pour tout le monde revient pour elle a accepter une
solution "light", qui met en danger le besoin de stabilité des enfants dans une famille.
Le député Yannick Buttet (pdc, VS) prend la parole pour soutenir la minorité, n'hésitant
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pas a dénoncer un "lobby homosexuel" qui pousserait les députés a faire des
concessions inutiles. C'est la conseillere fédérale Sommaruga qui est chargée de
représenter la position des sept sages. Dans son allocution, elle propose de rejeter la
motion de la Commission, qui demande la rédaction d'un nouveau rapport sur la
modernisation du droit de la famille, estimant que le travail effectué par le Conseil
fédéral en réponse au postulat Fehr est suffisant. Elle se montre cependant favoarble a
I'introduction d'un PACS, précisant au passage que l'introduction d'une nouvelle forme
d'union n'annule en aucun cas les autres, qui pourront continuer a étre usitées par
ceux qui le souhaitent. Au moment du vote, la motion de la Commission a été rejetée
par 100 voix contre 83, avec 4 abstentions. Le postulat de la Commission a obtenu 96
voix favorables contre 83 avec 7 abstentions. Enfin, le postulat Caroni a obtenu 96 voix
pour, 82 contre et 9 abstentions. *

En mai 2017, le Conseil national a refusé de justesse une motion du député Portmann
(plr, ZH) visant a simplifier les dénominations de I'état civil. Les trois mentions "marié",
"non marié" et "veuf" devraient selon le libéral-radical suffire & couvrir toutes les
situations de vie existantes, sans par exemple effectuer de discrimination entre le
mariage et le partenariat enregistré. Le Conseil fédéral s'est opposé a la motion,
avancant que des objets parlementaires concernant les nouvelles formes d'union
(13.468 "mariage civil pour tous" ou 15.3431 "un Pacs pour la Suisse") allaient étre
discutés prochainement a I'assemblée fédérale, rendant prématuré un changement des
dénominations d'état civil avant la refonte des formes d'union. Le non |'a emporté par
92 voix contre 91, avec une abstention. Les refus provenaient tous de I'UDC, du PDC et
du PBD. **

En mai 2017, le Conseil national a rejeté une motion du député Portmann (plr, ZH) qui
souhaitait étudier la communauté familiale en tant que nouvelle catégorie d'état civil.
Considérant que le rapport du Conseil fédéral sur le droit de la famille de 2015 ne
prenait pas en compte cet aspect-la de la vie familiale, il préconise une mise en
consultation qui permettrait de connaftre le point de vue de la société civile sur la
question. Cela parait nécessaire au libéral-radical, considérant qu'un tiers des ménages
ne consiste pas en un mariage traditionnel. Se posent alors des questions de protection
juridique en cas de décés de I'un des partenaires ou de responsabilités face, a
notamment, la dépendance a I'aide sociale. L'objet a rencontré des oppositions du cété
de I'UDC et du PDC. Le Conseil fédéral s'est également prononcé contre la motion.
Celle-ci a été rejetée par 92 voix contre 84, avec 10 abstentions. *°

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kirchen und religionspolitische Fragen

Eine Motion Quadri (lega, Tl) beauftragt den Bundesrat mit einem Gesetzesentwurf fir
ein Verbot der Auslandfinanzierung islamischer Gebetsstatten in der Schweiz sowie
eine Offenlegungspflicht der Herkunft ihrer finanziellen Mittel. Des Weiteren sollen
die Imame dazu verpflichtet werden, ihre Predigten jeweils in der ortsgebundenen
Landessprache vorzutragen. Der Motionar verwies in seinen Erlduterungen auf das
Nachbarland Osterreich, welches vor dem Hintergrund eines sich rasch ausweitenden
politischen Islams auf ebendiese Massnahmen zurtckgegriffen habe. In der Schweiz sei
bekannt, dass rund 35 Moscheen und islamische Zentren von der turkischen Regierung
finanziert wirden, wobei man nicht mit Sicherheit das bewusste Engagement flr einen
radikalen Islam abstreiten kénne. Wahrend in der Schweiz seit Jahren, im Rahmen der
Diskussion um die Parteifinanzierung, die Forderungen nach mehr Transparenz immer
lauter wdrden, sei es nicht nachvollziehbar, weshalb man - im Wissen um die
Méglichkeit der Herausbildung von radikalen Tendenzen - die gleichen Forderungen
nicht auch an islamische Gebetsstatten richte.

Der Bundesrat indes beantragte die Motion zur Ablehnung. Er sei sich durchaus der
Risiken, die von extremistischen Predigern ausgehen, bewusst. Sollten die
Voraussetzungen fur die Gefahrdung der nationalen Sicherheit, des Religionsfriedens
oder der Gesellschaftsentwicklung erflllt sein, wirden die Bundes- und
Kantonsbehdrden im Rahmen der gesetzlichen Grundlagen selbstverstandlich auch
handeln. Jedoch musse dem Motionar auch klar sein, dass muslimische Gesellschaften
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und Imame nicht diskriminiert und unter Generalverdacht gestellt werden dirften, da
Grundrechte wie die Religions-, Vereins- oder Sprachenfreiheit fir die muslimischen
Religionsgemeinschaften genauso galten wie fur nichtmuslimische und nichtreligiose.
Zudem wies Bundesratin Sommaruga den Motionar darauf hin, dass sein Vergleich mit
Osterreich etwas hinke, da es zwischen den beiden Landern einen wesentlichen
Unterschied gebe: In Osterreich seien die islamischen Religionsgemeinschaften auf
nationaler Ebene anerkannt, zudem seien im Rahmen entsprechender Gesetze auch
klare Voraussetzungen definiert, welche erfillt sein mussen. Die eingereichte Motion
sei dahingehend nicht zielfUhrend, da sie zwar Pflichten vorgebe, aber keine Rechte
zusprechen wolle.

In der nationalratlichen Abstimmung wurde, ungeachtet des Bundesratsvotums, die
Vorlage mit 94 zu 89 Stimmen bei funf Enthaltungen angenommen - da konnte auch der
Einwand des Zurcher Freisinnigen Hans-Peter Portmann, dass die Motion gegen das
verfassungsrechtliche Prinzip der Gleichbehandlung verstosse, kein Gegengewicht
bieten. Der Vorstoss wird somit an den Standerat zur Zweitberatung Gberwiesen.
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